
Geborgen aus dem
Labyrinth des
Nachkriegsdeutsch-
land
Die „Heimstätten der
freiwilligen Jugend-
arbeit" in Schleswig-
Holstein
(1945-1949)

Matthias Schartl„Ein Bild aus einem Flüchtlingslager Schleswig-Holsteins kann
ichnicht vergessen.Ich sehe immer noch das kleineMädchen mit
den sauber geflochtenenZöpfenundden tiefliegenden Fieberau-
gen. Es liefuns aufder schmierigen Treppe — barfuß übrigens— entgegen.An dem mageren Hals baumelte an einem Papier-
bindfaden eine Konservendose. ,Praktisch, was?' meinte lobend
die Lagerärztin. ,Die Kleine hat Keuchhusten. Taschentücher
gibt es natürlich nicht. Da hat ihrdieMutter eben eine Konser-
vendoseumgehängt. Anderesindnichtsohygienisch..."

Mit diesen Sätzen begann der Leiter des Jugendfunks des
NWDR-Studios Hamburg, Ludwig Doering, eine Reportage
über einen Besuch in einem der zahlreichen Flüchtlingslager in
Schleswig-Holstein im Jahr 1946.1 Was er dort sah, machte nur
wenigMut: Junge,einsthoffnungsfrohe Menschen dümpelten in
den Lagern trostlos vor sich in. Überall wo er hinschaute,traf er
auf ElendundArmut. Krankheit undder Kampf um das tägliche
Brot ließen die Sorgen undNötenoch größer werden. Unter die-
sen Umständen wuchs eine neue Generation heran, „die mit
glanzlosen, müden Augen in eine dunkel verhangene Zukunft
schaut.

" Glücklich waren noch diejenigen, die in Gemeinschaft
mit Elternund Verwandten leben konnten. Wieviel schlimmer je-
doch mußte es denjenigen ergehen, die „elternlosvagabundie-
rend das Land durchstreiften".Dies waren nach damaligen zu-
verlässigen Statistiken mehr als fünf Prozent der Jugendlichen
im zerstörten Nachkriegsdeutschland,die, gemäß seinen Worten
„nach dem Gesetz des Dschungels, nach dem Grundsatz der
Dreigroschenoper: ,Erst kommt das Fressen, dann kommt die
Moral'" leben würden. Man brauche nur einmal hinauszugehen
auf die Landstraßen, nur einmal die Nacht in einem der großen
Bahnhöfe „neben einem einzigen solchen armseligen Men-
schenbündel" kampieren, und würde „Stofffür zwei, drei Film-
streifen" zusammenbekommen.

„Jungen und Mädchen aus allen sozialen Schichten rekrutie-
ren diese Elendsarmee: der Sohn eines Justizamtmannes. Mit 16
Jahren wurde er zur Heimatflak eingezogen. Er kam in den da-
maligen Sudetengau. Von seinen Eltern hat er nie wieder etwas
gehört. Wovon er jetzt lebt? Mit einer müden Bewegung drückt
der 18jährige den Restseiner amerikanischen Zigarette aus.Sei-
nenKumpel, einen Maurersohnaus Stettin, hättensie jetztbeina-
he geschnappt, als er, den Rucksack voll Kartoffelschnaps,
schwarz über die grüne Zonengrenze wechseln wollte. Deroder
die dritte indiesem (!) ,Gang' ist ein 17jährigesMädchen.Aus-
rasierte Augenbrauen, grell geschminkter Mund und im Halb-
dunkel gut Freund mit allen, die Zigaretten, Schokolade oder
,Zaster', vielGeld, haben.DunkelsinddieseNächte instickigen
Wartesälen oderBunkerhotels, dunkelundohneScheu... "2

Was war zu tun?Ohne Zweifel wardies nebendenanderen zu
bewältigenden Alltagsproblemen jener Tage eine der vordring-
lichsten Aufgaben, die einer raschen Lösungbedurften. Gerade
die jungenMenschen waren zu „unschuldigen Opfern des Krie-
ges" geworden.Dies erkennendsuchte dieErwachsenenwelt,d. h.
die Politik undVerwaltungnach Lösungen,die kurzfristig zube-
wältigen waren, und verfiel dabei auf altbekannte undbewährte

1 L. Doering, Jugend zwischen
Flüchtlingslager und Landstraße, in:
Zwischen Krieg und Frieden. Flücht-
lingsprobleme in Schleswig-Holstein,
hg. von der Wirtschaftspolitischen Ab-
teilung des Ministeriums für Wirtschaft
und Verkehr in Schleswig-Holsteinund
der Notgemeinschaft Schleswig-Hol-
stein, Kiel (1947). S. 82-94, S. 82.
Auf das Thema dieses Aufsatzes, zu
dem es m. W. keine weiteren Arbeiten
gibt,bin ich durch zwei imKreisarchiv
Schleswig-Flensburg abgelieferte Fo-
toalben gestoßen, die zahlreiche Auf-
nahmen aus den„Heimstätten der frei-
willigenJugendarbeit" in Eggebek und
Steinbergkirche enthalten. Sämtliche,
nicht besonders gekennzeichneteFotos
sind diesen Alben entnommen.Vgl.als
bibliographisches Hilfsmittel für die
zeitgenössische Literatur nach 1945:
Bibliographie des deutschsprachigen
Schrifttums der Jahre 1945-1950 auf
den Gebieten der Jugendpflege undJu-
gendfürsorge, hg. vom Deutschen Ju-
gendarchiv München, München 1951.
2 Ebd. S.86.
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Muster. Zunächst einmal sollten die jungen Menschen einen
Schulabschluß erreichen. Darüber hinaus wurde versucht, sie
durch Arbeit zur Selbstverantwortung und zu einer geordneten
Lebensführung zu erziehen. AuchDoering forderte:„Wir müssen ihnen Arbeit geben, die sich lohnt unddie ihnen
Freude macht. Arbeit, das ist der Kern des deutschen Flücht-
lingsproblems überhaupt. Wenn Deutschland wieder arbeiten
kann, dann erst überschreiten Millionen Menschen die Schwelle— zwischenKriegundFrieden"3.

Die Richtlinien für die
„Heimstätten der
freiwilligenJugend-
arbeit"

Nachdem am 8. Mai 1945 dieKapitulationsurkunde unterzeich-
netund Deutschland vomNationalsozialismus befreit war, wur-
deden Militärbehördensehr schnellbewußt, daß ihnendie deut-
sche Jugend erheblich mehr Probleme bereiten würde als ur-
sprünglich angenommen. Dabei stellte sich freilich heraus, daß
die anfängliche Furcht vor den „fanatischen Wehrwölfen" weit
übertrieben war. DieBefreier trafen vielfach aufeine junge und
perspektivlose Generation,diehungerteund vonKrankheit,Ver-
wahrlosung, zum Teil vonKriminalität, Mangel an Bildung und
Ausbildung sowie Arbeitslosigkeit gekennzeichnet war. Bereits
im Herbst 1945 wurden deshalb Überlegungen angestellt, wie
die deutsche Jugend vor dem Nachkriegschaos bewahrt werden
könnte.Die bisherigen Formen der Jugendarbeit galten als von
den Nationalsozialisten desavouiert, sie in einem langwierigen
Prozeß imSinne demokratischer undpolitischer Selbsterziehung
neu zu entwickeln, zählte mit zu den vorrangigen Aufgaben der
alliierten Deutschlandpolitik. Dabei ging es nur wenig um Ver-
gangenheitsbewältigung. Jugend- und Bildungsarbeit sollte un-
politisch erfolgen. „Verhüllung" und „Abpolsterung" der eige-
nenLebensgeschichte sowie die Versöhnungmit den Alliierten
erschienen wichtiger. In der britischenZone war sogar der schu-
lische Geschichtsunterricht bis 1947 verboten. Der jungenGene-
ration sollte bei der Überwindung tiefsitzender Vorurteile und
tradierter VorstellungengeholfenundderStart indieZukunft er-
leichtert werden. „Das Gemeinschafts- undHarmoniestreben in
dieser ersten Phase... war noch weit von einer geistigenAufar-
beitungder Vergangenheitentfernt.

"4

Jugendpflege und Jugendfürsorge standen unter der Kontrolle
der Besatzungsbehörden,deren Vorgaben sie allerdings oft über-
forderten.Die zuständigendeutschen Stellenversuchten deshalb,
sich an bewährten Mustern aus den 20er Jahren zu orientieren.
Dieser Rückgriff auf die Jugendbewegung in der Weimarer Re-
publik konntejedochauch hilfreichseinundbot einenerstenAn-
satz für die spätere Auseinandersetzung mit demNationalsozia-
lismus,die inderBundesrepublik jedoch erstMitteder 50er Jah-
re nur zögernd einsetzte. So wurde in der ersten Jahreshälfte
1946 Jugendgruppenarbeit wieder möglich.Auch Jugendverbän-
deentstanden neu, oder sieschlössenan Traditionenan,die 1933
entweder verboten oder von den braunen Machthabern instru-
mentalisiert worden waren. Ebenso standen Jugendpflege und
Jugendfürsorge unter der KontrollederBesatzungsbehörden.

Das Hauptaugenmerk vonPolitik und Verwaltung mußte sich
vornehmlich auf ganz alltägliche Sorgen und Nöte konzentrie-

4 Einleitend zur Schlußphase des Na-
tionalsozialismus und zum Problem
der Neuorientierung in der Nachkriegs-
zeit: RolfSchörken,Jugend 1945. Poli-
tisches Denken und Lebensgeschichte,
Opladen 1990. Bes. S. 23 ff. und
S. 139 ff. (Zitat S. 151); vgl. auch W.
Klose, Generation im Gleichschritt:
Die Hitlerjugend. Ein Dokumentarbe-
richt, 2. Aufl. Hamburg 1982. Vor al-
lem S. 266 ff.

3 Ebd., S. 83; Interessant, vor allem
wegen der zahlreichen Fallstudien: L.
Meyer-Kulenkampff (Hg.), Jugend
heute. Sozialpädagogische Arbeitshef-
te, Folge A: Der Einzelne und sein
Schicksal, Berlin 1950; vgl. auch K.
Haß (Hg.), Jugend unterm Schicksal.
Lebensberichte junger Deutscher
1946-1949,Hamburg 1950.
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ren.Dies galt besonders für die vielen jugendlichenFlüchtlinge,
die zusammen mit den Familien indas Land hineingeströmtwa-
ren oder aber allein undper Zufall nach Schleswig-Holsteinver-
schlagen wurden. Noch 1950 mußten gegenüber 1939 mehr als
1,1Mio.Menschen imLand zusätzlich versorgt werden.Um die
Jahreswende 1948/49 waren dies inden Altersgruppen 15 bis 18
Jahre über 52.800undin der Gruppe der 18- bis 21jährigen wei-
tere 51.978 jungeMenschen zusätzlich.5 Es bedurfte gewaltiger
Anstrengungen,um den Wünschen undHoffnungen der Jugend-
lichen gerecht zu werden, sie mit Arbeit zu versorgen undindie
entstehende demokratische Gesellschaftsordnung zu integrieren.

Flensburgs zweiter ernannter Nachkriegslandrat, der seit Ok-
tober 1945 imDienst befindliche Johannes Tiedje, bat z. B. vol-
ler Sorge in einem seiner ersten Rundschreiben die Bürgermei-
ster des Kreises, sich dieser Jugendlichen besonders anzuneh-
men und „die Unterbringung in einem Lehr- und Beschäfti-
gungsverhältnis nach Kräften zu unterstützen". Es gehe darum,
die aus der Wehrmacht entlassenen,ziellos durch dasLand streu-
nenden jungen Männer und die Flüchtlingsjugendlichen vor
„vollständiger Verwahrlosung"zu schützen und sie zunächst „in
ein geordnetes Arbeitsleben

"
in landwirtschaftliche Betriebe zu

überführen. Dort könnten sie denWert der Arbeit erkennen und
ihnen müsse verdeutlicht werden, daß sie „einevolkswirtschaft-
lich wichtigeAufgabe erfüllen undeine Berufsausbildung erhal-
ten, die ihnen auch späterhin als Existenzgrundlage dienen
kann". Warnend wies erdaraufhin,daß die AbschiebungderJu-
gendlichen, was anscheinend einprobates Mittel gewesen war,
um befürchtete Unruhestifter aus der dörflichen Gemeinschaft
herauszuhalten,bei „GewährungvonLebensmittelkartenfür ei-
nige Tage ... sofort zu unterbleiben" habe. Jedes Dorf sei ver-
pflichtet, sich dieser jungen Menschen anzunehmen und sie
„vorläufig weiter zu betreuen":6 Die kleinenGemeinden waren
jedoch überfordert, diebetreffenden Jugendlichen so zu versor-
gen, wie es für sie notwendiggewesen wäre.Aneinengeplanten
und vor allem die hohe Zahl der Interessenten berücksichtigen-
den Arbeitseinsatz war bei der großen Konkurrenz der älteren
Arbeitslosen und der förmlich am Boden liegenden Wirtschaft
nicht zu denken.

So übernahm im Januar 1946 das schleswig-holsteinischeAr-
beitsamt mit einerRichtlinie über die „Freiwillige Jugendarbeit"
dieInitiative.7 Anknüpfend an alteVorbilder solltendie „entwur-
zelten jungenMenschen",vor allem aber die Flüchtlingsjugend
in speziellen Arbeitslagern zusammengefaßt werden und dort
den Wert der Arbeit und das Zusammenleben in einer Gruppe
wieder schätzen lernen,wiees hieß. Dafür wurdeein vonderAr-
beitsverwaltung finanziertes Programm aufgelegt, das sich in
seinenGrundsätzenan denRichtlinienderErziehungskontrollin-
struktionNr. 20 der britischen Besatzungsbehördenorientierte.
Die Jugendämter, denenschon imSpätherbst 1945 u. a. dieWie-
derankurbelung des Vereinswesens,besonders der Sportvereine
und Jugendgruppen, das Vormundschaftswesen für Waisen und
uneheliche Kinder, die Erziehung von „vernachlässigten und
verbrecherisch veranlagtenKindern" und den Beistand für straf-

3 Zahlen nach: Statistisches Hand-
buch für Schleswig-Holstein, Kiel
1951.S. 65 ff.
6 KA SL-FL D 18, Nr. 2 (Rund-
schreiben vom11.10.1945).
7 KA SL-FLB 1.4,Nr. 626 (Anwen-
dungsvorschrift Nr. 1 betr. Richtlinien
über die Freiwillige Jugendarbeit vom
12.1.1946).
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fällig gewordene Jugendliche übertragen worden war, sollten in
der Absicht, daß „alleMaßnahmen vonnationalsozialistischem
Charakter oder Absichten" ihre Wirkung verlieren,den Lager-
aufenthalt kontrollieren. Zudem waren sie für die Einweisung
der jungenLeute verantwortlich. Die „Heimstättender freiwilli-
gen Jugendarbeit" oder die „Jungarbeiter- bzw. Jungarbeiterin-
nenlager", wie sie auch bezeichnet wurden,wurden in der Regel
vonprivaten Trägern wie demDRKoder denKirchenbetrieben.
In Schleswig-Holsteingab es bis 1949 zwölfsolcher Lager, von
denen allein drei im Kreis Flensburg eingerichtet wurden. Sie
gelten als die Vorläufer der auch heute noch bestehenden „Ju-
gendaufbauwerke".8

In den von Oberregierungsrat Mierke verfaßten Richtlinien,
die u. a.dieFinanzierungdurchdasLandesarbeitsamt sowie ver-
waltungsinterneDingeregelten, wurdenauch die Zieleund Ab-
sichten der „Freiwilligen Jugendarbeit" sowie die inhaltlichen
Schwerpunkte verdeutlicht. Das Wort „freiwillig" war indes
nicht mehr als eine Floskel,denn eine freiwillige Teilnahme war
für dieJugendlichensichernicht gegeben.IndenLagernmußten
sie sich einer „harten Schule" unterziehen. Die „Freiwillige Ju-
gendarbeit" war demnach „eineMaßnahme zur Verhütung und
Beendigung der Arbeitslosigkeit". Getragen wurde sie vondem
Gedanken,daß „der WiederaufbauDeutschlands...nichtohnedie
vorbehaltloseBeteiligungderJugenderfolgenkann".Denjungen
Menschen müsse „der Glauben an sich selbst und die Zukunft
wieder[ge]geben"werden. Dies sei eine schwierigeAufgabe,

„weil wir es ... nicht nur mit Jugendlichen zu tun haben, die
systematischdazuangehalten wurden,alle demokratischen Idea-
le über Bord zu werfen, sondern vorwiegendauch mit solchen,
die den Segen ernster Arbeit und damit den Sinn des Lebens
überhaupt nie kennengelernthaben".

Typisch war, wie schon angedeutet,die bewußte Ausklamme-
rung der nationalsozialistischen Vergangenheit. Vielmehr wurde
auf die jungenMenschen reflektiert, die aufgrund ihres Lebens-
schicksals jegliche gesellschaftliche Bindung verloren hätten, ja
alshochgradiggefährdetgaltenundinden erstenNachkriegsmo-
naten zum Kreis der sogenannten entwurzelten Jugendlichen
zählten.

„Wir müssen dieseJugendlichenin derFreiwilligenJugendar-
beit zur Hingabean ein echtes Arbeitsethos erziehen. Sie sollen
wieder Respekt vor jeder Arbeitsleistung, vor dengereiften Er-
fahrungenund vor dem stillen Heldentumder Arbeit lernen und
zur Selbstzucht angehalten werden. Sie sollensich denHang zur
Überheblichkeit, zur Opposition und zum Abenteuer abgewöh-
nenundsich grundsätzlich lösenvon ihrerbisherigenvermeintli-
chen Weltanschauung unddamit von der leerenPhrase undder
NachahmungmilitärischerManier."9

8 U. a. auch in Rendsburg. Zu dieser
Angabe vgl. R. Lenhartz, Das Selbst-
hilfewerk der Jugend, in: Jahrbuch der
Jugendarbeit 1949. S.70-89, S. 74 und
KA SL-FLB1.0,Nr. 626 (Aufsatzvon
Kreisjugendpfleger Otto Schmidt:
„Von der Heimstätte der freiwilligen
Jugendarbeit zum geistig-kulturellen
Aufbauwerk der Jugend").

9 Alle weiteren Zitate und Zusam-
menfassungen der Richtlinien wie
Anm. 7.

Vorbilder und
Einflüsse

Dieseextrempuristisch geprägteBegründung der Arbeit erinnert
stark annationalsozialistische Erziehungsmaximen, wie sie etwa
inderInstitution des Landjahrdienstes zumAusdruck kam.10 Ur-
sprüngliches Ziel der Landjahrlagererziehung zwischen 1934
und 1936 war es gewesen, die sittlich und politisch gefährdete

10 Vgl.Einführend zumLandjahr:Klo-
se(Anm. 4),S. 27 ff.;H. Boberach, Ju-
gendunterHitler, Düsseldorf 1982.Bes.
S.7 ff.;E. Niehuis, Das Landjahr.Eine
Jugenderziehungseinrichtung in der
Zeit des Nationalsozialismus, Nörten-
Hardenberg 1984. Bes. S. 39 ff. (-65);
zur Landjahrerziehung in Schleswig-
Holstein die vorzügliche Studie von
AnnemarieLeppien,Jörn-PeterLeppi-
en, Mädel-Landjahr in Schleswig-Hol-
stein.Einblicke in einKapitelnational-
sozialistischer Mädchenerziehung
1936-1940, Neumünster 1989. Bes. S.
7 ff. (-13).
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Jugend einer nationalsozialistischen Sozialisation zuzuführen.
Dafür wurden sie in Lagern interniert, um sie durch einen
„Dienstam Volk" fest an die Gemeinschaft zu fesseln und den
Einfluß des Elternhauses zurückzuschrauben. Daneben hatte das
Landjahreine arbeitsmarktpolitische Funktion,indem es die Ju-
gendlichen vor Untätigkeit bewahren und durch den Lagerauf-
enthalt auf das spätere Berufsleben — zumeist in der Landwirt-
schaft— vorbereiten sollte.Die jetztpropagierte „Freiwillige Ju-
gendarbeit" war zwar von Beginn an demokratisch geprägt. Sie
wies jedochrestaurative Tendenzen auf und versuchte unter Zu-
grundelegungdes Gedankenguts der nationalistischen und bün-
dischen Jugendbewegungder 20er Jahre, in der die körperliche
Leistungsfähigkeit in dem von ihm propagierten „Freiwilligen
Arbeitsdienste" mehr Bedeutung aufwies als eine intellektuelle
Begabung, und der Dienst an der Gemeinschaft sowie das Ge-
meinschaftsleben im Lager hoch im Kurs standen, den alliierten
Anforderungen für den Wiederaufbau Deutschlands gerecht zu
werden. Das nationale, antidemokratische Denken in den Ju-
gendverbänden der Weimarer Republik und die dort geführten
Arbeitsdienstdiskussionen sowie die aus dem Lagerleben
herrührenden Erfahrungenhatten den Boden für die Landjahrer-
ziehung nach 1934 vorbereitet. Direkte Vorläufer waren diese
Strömungenzwar nicht,aber die Nationalsozialisten konnten an
diese Traditionen anknüpfen und verstanden es, sie nicht nur in-
haltlich der eigenen Ideologie unterzuordnen, sondern sie in
ihrem Sinne zuperfektionierenund dieMittel der Indoktrination
erfolgreichanzuwenden.

Arbeitseinsatz der Mädchen in der
„Heimstätte für Jungarbeiterinnen"
Eggebek, 1947.
(KA SL-FL)
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Zuberücksichtigen ist dabei freilich,daß auch die Intentionen
der von der sogenannten Deutschen Freischar in der Weimarer
Republik propagierten Arbeitslager für Studenten, Bauern und
Arbeiter dahin gingen, die jungenLeute „für den Kampfum eine
neue Gesellschaftsordnungundfür den Dienst an der sozialisti-
schen Bewegung"zu schulen,so daß sich inderArbeitsdienstbe-
wegung neben dem wirtschaftserzieherischen,demmilitärerzie-
herischen und „völkisch-erzieherischen"ebenso ein staatsbür-
gerlich-erzieherischer Denkansatz feststellen läßt, an demnach
1945 angeknüpft wurde. Auch wenn die Erziehungsziele jetzt
neu definiert wurden, präsentiert wurde gerade durch die ur-
sprüngliche Festlegungauf die „politisch und sittlich gefährdete
Jugend"und inder Absicht,sie durchgeregelteArbeit zufestigen
unddemBerufslebenzuzuführen, kaum mehr als der sprichwört-
liche „neue Wein inalten Schläuchen".Ein radikaler Bruchmit
denVorläufernfandnicht statt,vielmehr ergab sich dieMöglich-
keit erprobte Angebote imSinne demokratischer, von den Besat-
zungsbehörden erwünschter Ideale zu instrumentalisieren. So
hieß es in einer zeitgenössischenBegründung zu den Jugend-
heimstätten (1949)."

„DiegeschichtlicheEinordnungderheutigenFormen undihre
sinnvolle Beziehung zu jenenBeispielen kann die richtige Ent-
wicklung nur fördern. Erfahrungen und Erkenntnisse aus den
damaligenFormen, vor allem die Lehren aus dem Scheitern der
damaligenBewegungdurch denEingriff des Staates sindfür die
heutigen Werke und ihre Entwicklung zu wichtig, als daß sie
übergangen werden können. Es muß dabei selbstverständlich
von dem erklärlichen Ressentiment abgesehen werden, das sich
mit denArbeitslagernin ihrer totalstaatlichenVerfälschung ver-
bindet undheute nochdem Wort Lager anhaftet."

Die Dauer des Aufenthalts gegenüber der Landjahrerziehung

11 Zur Tradition und Begründung der
Heimstättenerziehung nach 1945:Len-
hartz (wie Anm. 8), Zitat: S. 76; zur
Tradition der nationalistischen Jugend-
bewegung in der Weimarer Republik
undderen Einfluß aufdie Landjahrer-
ziehung:Niehuis, S. 12 ff.

Die „Jugendheimstätte für Mädchen
Steinberghaff, 1948.
(KA SL-FL)
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blieb gleich,undunverändert warauchdas Alter der indie Heim-
stätten eingewiesenen Jungen und Mädchen, denn 14- bis
17jährige galten als leichter erziehbar als ältere Jugendliche.
Auch dieZielgruppe warnahezu identisch.Inder Landjahrerzie-
hung waren es vornehmlich Großstadtjugendliche, jetzt war es
die gefährdete Flüchtlingsjugend. Arbeit galt nach wie vor als
Allheilmittel und immer noch wurde bei den Jugendlichen an
Gefühle appelliert, an die Ehrfurcht vor Althergebrachtem und
an die eigene Leistungsbereitschaft für den „Dienst an der Ge-
meinschaft", wie es hieß. Hervorzuhebenist indes,daß in jenen
ersten Nachkriegsmonaten oft improvisiert werden mußte, und
somit auch notgedrungenerfolgreich erprobteModelle richtung-
weisend werden mußten.

Diemit dieser „Heimstättenerziehung" verbundenen Gefahren
waren indes frühzeitig bekannt, und manche Landespolitiker
wandtensich striktgegendiekritiklose Übernahme traditioneller
Modelle, wie dies etwa in der Diskussion über die Jugendauf-
bauwerke, die nach 1949 das Erbe der „Jugendheimstätten" an-
traten, zum Ausdruck kamen. So forderte etwa der SSW-Abge-
ordnete GunnarMünchow unter großer Zustimmung des Landta-
ges bei der Lesung des Gesetzes über das Jugendaufbauwerk
noch im Dezember 1949 erweiterte Kontrollmöglichkeiten,um
jegliche Anklänge an die nationalsozialistischen Praktiken des
Reichsarbeitsdienstes auszuschalten.

„ Wenn wirnicht selberHanddarüber halten,dann werden wir
bald einen Arbeitsdienst haben, wie wir ihnfrüher gesehenha-
ben. Es gibt hier schoneinzelne Läger (!), wo man einen U.v.D.
hat, draußen in der Bude, der einem Bescheid sagt, wo manhin

Die „Heimstätte für Jungarbeiterin
nen"Eggebek. 1947.
(KA SL-FL)
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soll, wenn man hineinkommt. Das sind Tatsachen! Und gerade
das wollen wiraufjedenFall vermeiden.

"n
Ob solche Interventionen,die zudemimmer singular blieben,

erfolgreich waren und imInnenleben der Lager Veränderungen
herbeiführten, kann aufgrund fehlender Unterlagen nicht beur-
teilt werden.

ErzieherischesPrinzip der Jugendheimstätten war, wie in den
Richtlinien ausgeführt wurde,die „natürliche Freude amSchaf-
fen"und das „mit densozialen undideellen Pflichten verbunde-
ne Gemeinschaftserlebnis in der Gruppe". Die Jugendlichen
sollten also durch die im Stile autoritärerErziehung verordnete
Arbeit an der Gemeinschaft in das entstehende demokratische
Staatswesen integriert werden.Die Absolventen der Lager soll-
ten, so die Hoffnung, damit über bessere Startchancen für den
weiteren Berufswegverfügen und leichter in Arbeits- oder Aus-
bildungsstellen vermittelt werden können. Anklänge an die
Landjahrerziehung sind wiederum spürbar, denn deren Ziel war
es — wenn auch erfolglos — gewesen, die jungen Menschen
durch die Art der Arbeit und die berufsberaterische Tätigkeit in
den Lagernineine erwünschte Richtungzu steuern.13 Auch jetzt
waren materielle Werte verpönt, die Arbeit sollte „um ihrer
selbst willen" abgeleistet werden. Akkordarbeit oder Rekordlei-
stungen aber waren ebenso wie Leistungsprämienunangebracht.
Dafür erhielten die Jugendlichen ein kleines Taschengeld in
Höhevonbis zu40 PfennigproTag. IndenNachkriegsjahrenin-
des spielte das Geld, das ohnehin beständigan Wert undBedeu-
tung verlor,keine so herausragendeRolle wie heute,der Besitz
an Sachwerten oder z. B. einer Raucherkarte oder Zigaretten
waren wesentlich bedeutungsvoller.14 Wichtig für dieMenschen
jener Jahre war es, vor allem ein Dach über demKopfund Le-
bensmittel, die es ohnehin nur auf Bezugschein gab, zu haben.
So wirkte allein schondie freie Verpflegung undUnterkunftund
die damit verbundene soziale Sicherheit verlockendaufdie jun-
genLeute.

12 Protokoll der 28. Tagung des S.-H.
Landtages,S. 166 f.
13 Niehuis,S. 318 ff.

Flüchtlingsnot im
Kreis Flensburg

DieHoffnungenaufeinenmöglichstproblemlosen Übergang der
die „Heimstätten"durchlaufenden JugendlichenineinenAusbil-
dungsplatz schienen sich wie im Kreis Flensburg jedoch nicht
wie zunächst erhofft erfüllt zu haben.15 Dies heißt indes nicht,
daß dasgesamte Konzeptder „FreiwilligenJugendarbeit" erfolg-
los war.Die ungeheureFlüchtlingsnot unddie damit zusammen-
hängende extrem hohe Arbeitslosigkeit in Schleswig-Holstein
stellte diePolitiker undVerwaltungen vor nahezuunlösbareAuf-
gaben,so daß hier von vornhereinmit großen Problemen gerech-
net werden mußte. Als besonders schwierig erwies sich dabeidie
Vermittlung der jungen weiblichen Arbeitskräfte. Zwar waren in
der offiziellen Statistik des Arbeitsamtes die Zahl der offenen
und vermittelten Lehrlingsstellen in Schleswig-Holstein zwi-
schen 1945 und 1949 in ihren jeweiligenWerten nahezu gleich,
doch es ergab sich ein deutliches Übergewicht zugunsten der in
Berufsausbildungbefindlichen männlichen Jugendlichen.Inein-
zelnen Wirtschaftsbereichen, wiebei den gewerblichen Lehrbe-
rufen,lagderen Anteil nach dem Stand vom 31.12.1949 beiüber

15 KA SL-FL B 1.4, Nr. 23 (Bericht
von Kreisdirektor Hauschildt an die
Landesregierung vom 25.2.1948 mit
dem Hinweis, daß die Vermittlung der
Absolventen aus dem Kreis „große
Schwierigkeiten bereite".).

14 SoFlensburgs Kreistagsabgeordne-
ter Peter Jensen (Ausacker) in einem
Bericht über die Entwicklung der
Flüchtlingsbewegung im Kreis Flens-
burg vor dem Kreistag am 19.12.1947
(KASL-FLB 1.0,Nr. 66).

234



95 Prozent,nurbei den kaufmännischen Lehrberufen war ermit
57,4Prozent niedriger. Für die insgesamt 45.550 sich im Lande
befindlichen jugendlichenFlüchtlinge, von denen eingroßer Teil
für eine Berufsausbildung in Frage kam, standen 1949 nur ca.
17.300 Lehrstellen zur Verfügung, wobei bei diesem Zahlenver-
hältnisnochnicht einmal die einheimische jugendlicheBevölke-
rung, die im gleichen Alter ebenso Anspruch auf Lehrstellen er-
hob,miteinberechnet ist.16 Werhier ohne gute schulische Ausbil-
dung war oder keine berufsqualifizierenden Abschlüsse, wie sie
die Jugendheimstätten vermittelten,vorweisen konnte, war von
vornhereinbenachteiligt.

Insbesondere der Kreis Flensburg war wie kaum ein anderer
schleswig-holsteinischer Landkreis mit den Problemen der
Nachkriegszeit überlastet. Neben offenkundigen Wirtschaftspro-
blemen, die sich aus derbisherigen Wirtschaftsstruktur mit dem
Schwergewicht aufdie Landwirtschaft ergaben, resultierten aus
dem gewaltigen Flüchtlingsstrom in das nördliche Schleswig-
Holstein weitere ökonomischeund soziale Spannungen.Infolge
der von denbritischen undrussischen Militärregierungen verein-
barten Operation „Influx" waren seit dem 29. September 1945
insgesamt 284.000 Menschen imRahmen eines Austausches zu-
sätzlich nach Schleswig-Holstein hineingeströmt, denen durch
die Operation „Schwalbe" bis zum Juli 1946 nochmals ca.
21.5000 deutschstämmige Menschen aus Polen, der Tschecho-
slowakei undUngarn folgten. Inden Kreis Flensburg gelangten
bei dieser Aktion allein über 8.200Menschen. Standen hiernoch
Anfang 1945 den 41.601 Einheimischen nur 10.002 Flüchtlinge
gegenüber, so waren es am 1.April 1946 bereits 45.339 Flücht-
linge (bei42.224Einheimischen). DerFlüchtlingsanteil imKreis
lagbei über 50Prozent.Hinzukamennoch zahlreiche ostpreußi-
sche Flüchtlinge, die zunächst über Dänemark geflohen waren,
nunnachDeutschland zurückgeschickt wurdenund in dennörd-
lichsten,wirtschaftlich am schlechtesten gestelltenLandesteilen
eine erste Auffangstation fanden.17 Noch imDezember 1949 lag
der Kreis bei der Arbeitslosigkeit mit 32,2 Prozent an zweiter
Stelle aller schleswig-holsteinischen Kreise, im Jahresdurch-
schnitt betrug dieZahlmehr als 40Prozent undgeradederAnteil
der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge schwankte zwischen
69,5und82 Prozent.18

DieFlüchtlinge selbst waren von denFolgen des Kriegesbe-
sonders hart betroffen. Sie hatten nicht nur den angestammten
Wohn- undHerkunftsraum verloren,auchinder „neuenHeimat"
wurden sie von den Einheimischen argwöhnischbetrachtet.Die
Hoffnungen auf eine schnelle Rückkehr waren sehr schnell ver-
flogen. AlsFremdefühlten sie sich zudem durchdieBehandlung
derBehördenals „Bürger zweiterKlasse".Hinzukamdieständi-
ge Angst vor dem sozialen Abstieg und Arbeitslosigkeit. Auch
unter denneuinden Kreis FlensburgaufgenommenenFlüchtlin-
genbefanden sich viele Kinder undJugendliche,derenElternauf
der Flucht verstorben waren. Daher erschien neben der Vertei-
lung derFlüchtlinge in die Gemeinden und zahlreiche förmlich
aus dem Boden gestampfte Flüchtlingslager die Versorgung die-
ser jugendlichenWaisen als vordringliche Aufgabe. Indas Km

16 Handbuch, S. 66und S. 347ff.(wie
Anm. 5).
17 Zahlen nach Kreistagsprotokoll
vom 12.4.1946, Bericht Landrat Lüb-
kes auf der Kreistagssitzung vom
30.1.1947 und dem von Peter Jensen
(Ausacker) verlesenen Bricht über die
Entwicklung der Flüchtlingsbewegung
vor dem Kreistag am 19.12.1947(KA
SL-FLB 1.0, Nr. 65 und 66) sowie: H.
Peters, Flüchtlinge in Schleswig-Hol-
stein, in: Der Flüchtlingsberater. Mit-
teilungsblatt für das Flüchtlingswesen,
1948.S. 50 ff.
18 Zahlenaus KA SL-FL B 1.0,Nr.72
(Kreistagsprotokoll vom 28.3.1951)
sowie: Handbuch (wie Anm. 5), S. 346
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derflüchtlingsheim Harrisleefeld gelangten z. B. 26 Kinder, das
in einemKonfirmandensaalprovisorisch untergebrachte Kinder-
heim in Grundhof konnte 16 Minderjährige aufnehmen, und
nach Wallsbüll gelangten 11 Kinder, die als „schwererziehbar"
galten. Das war nicht mehr als der berühmte „Tropfen auf dem
heißen Stein", so daß die restlichen Jugendlichen zusammen mit
den Erwachsenen in dienur notdürftig eingerichteten Lager, in
denensie anfangsohne Aussicht aufBetreuung waren,hineinge-
pfercht wurden. Als größtes Lager galt die Unterkunft aufdem
ehemaligen Militärflugplatz in Eggebek, diebis zu 1.600 Men-
schen in Massenunterkünften Platz bot.Hier wurde überdies ein
weiterer Kindergarten eingerichtet und das Lager durch famili-
enfreundlichere Zwei- bis Dreizimmerbehausungenumgestaltet.
Weitere Flüchtlinge befanden sich in den anderen 22 Massen-
quartieren und Lagern, u. a. in Wallsbüll, Schafflund, Sörup,
Munkwolstrup, Wanderup und Gelting oder in Privatquartieren
wie einem Landgasthofauf dem Scheersberg,in dem230 Perso-
nen auf engstemRaum zusammenleben mußten. 19

Das Problem der Unterbringung war, wenn auch nur unter
zahlreichen Schwierigkeiten, die die Kreisverwaltungbelasteten,
sicherlich imVerlaufder Zeitzu lösen.Unbefriedigend aber blie-
ben die sozialen, hygienischen und gesundheitlichen Belange
und die damit verbundenen immensen Kosten, die der Kreis
Flensburg kaum aufbringen konnte.Diese Probleme führten da-
zu, daß sich der Kreistag in verschiedenen Resolutionen gegen
„die Flüchtlingsnot" wandte und wiederholt Hilfe für die be-
drängte Bevölkerungverlangte.20 Doch nur langsam setzten sich

19 Bericht Landrat Lübke, wie Anm.
18.
20 KA SL-FLB 1.0,Nr. 66 (Kreistags-
protokolle vom 25.9.1947 und
19.12.1947); Vgl.Auch: J. Feddersen,
Die Grenzlandpolitik Friedrich-Wil-
helm Lübkes, Diss. Phil. Würzburg
1979 (Masch.).S. 145 ff.

Flüchtlingsnotunterkunft in Wanderup,
Kreis Flensburg, 1946.
(KA SL-FL)
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Hilfsmaßnahmen durch.Dieersten Transporte der Flüchtlinge in
die anderen zukünftigen Bundesländer,insbesondere Nordrhein-
Westfalen undBaden-Württemberg brachten erst zumEnde des
Jahrzehnts gewisse Erleichterungen. Die meisten Menschen —
besonders dieKinder und Jugendlichen — waren von den Stra-
pazen der langen Flucht erschöpftund daher besonders anfällig
für Krankheiten und Seuchen. Tuberkulose undTyphus breiteten
sich rasch aus, besonders in den Lagern und durch „die dichte
Belegung aller Wohnstätten", wie Kreisdirektor Alwin Hau-
schild ineinemBerichtan dieLandesregierung 1948 feststellte.21

Schon 1946 beklagte der für denKreis zuständige Flensburger
Obermedizinalrat Heigl in seinem Gesundheitsbericht die
annähernde Verdoppelung der Tuberkulosefälle. Auch wäre der
Krankheitsverlauf „bösartiger" geworden, „mehr als früher
werden Jugendliche und Menschen in jüngerem Lebensalter be-
fallen". So stellte er mit einem Blick in die Zukunft resigniert
fest: „Die Überfüllung desLandkreisesmit Flüchtlingen undder
zeitbedingteMangel an Bau- undFarbmaterial stehender Wie-
derherstellunggeordnetergesundheitlicher Zuständehäufig ent-
gegen.

"
22

Auch das eben erst wieder gegründete Jugendamt des Kreises
konnte über Arbeitsmangel nicht klagen.Mit Geduld, Opfermut
und großem Enthusiasmus versuchten besonders die als Fürsor-
gerinnen tätigenFrauen, diedringend notwendigenHilfen zu lei-
sten. Geradezu dramatisch stiegen die Fälle von Amtsvormund-
schaften an. Waren 1945 nur 454 Fälle durch die Bezirksfürsor-
gerinnen zubetreuen gewesen,so wuchs die Zahl im Jahre 1947
auf 1.132 Fälle an. Noch 1945 betreute das Jugendamtnur 16
Jugendliche imRahmen der Jugendgerichtshilfe. 1947 waren es
bereits 87 Jugendliche,die „durchden Zusammenbruch 1945 ...
haltlos" geworden sowie ohne Berufsausbildung waren und sich
unter den „veränderten Verhältnissen nicht zurechtfinden und
eingliedern konnten", wie es hieß. Um den jungenMenschen zu
helfen, verstärkte der Kreis Flensburg seine Anstrengungenund
partizipierte so recht schnell am Sonderprogramm des Landesar-
beitsamtes. Bereits im Herbst 1945 wurde in Gelting eine erste
„Heimstätte" für männliche Jugendliche eingerichtet. Dieser
folgten 1946 und 1947 zwei weitere Jungarbeiterinnenlager in
Steinberg und in der Flüchtlingsunterkunft Eggebek. In diesen
drei „Heimstätten" wurden pro Halbjahr jeweilsca. 115 Jugend-
liche,die auch aus anderen Regionen Schleswig-Holsteins hier
eingewiesen wurden,betreut.23

21 KA SL-FL B 1.4, Nr. 23 (Bericht
vom 25.2.1948); Zum Thema Flücht-
linge in Schleswig-Holstein vgl. ein-
führend: S. Schier, Die Aufnahme und
Eingliederung von Flüchtlingen und
Vertriebenen in der Hansestadt Lü-
beck. Eine sozialgeschichtliche Unter-
suchung für die Zeitnach dem Zweiten
Weltkriegbis zumEnde der 50er Jahre,
Kiel 1980; G Stüber, Der Kampf ge-
gen den Hunger 1945-1950. Die
Ernährungslage in der britischen Zone
Deutschlands, insbesondere in Schles-
wig-Holstein und Hamburg, Neumün-
ster 1984.
22 KA SL-FL B 1.0, Nr. 65 (Vorlage
zur Kreistagssitzung vom8.10.1946).
23 KA SL-FLB 1.4,Nr. 103 (Bericht
der Fürsorgerinnen des Kreises in den
Jahren 1945 bis 1947) und FT,
25.6.1949; Zur Situation der Jugend-
pflege und Rahmenbedingungen der
Arbeit vgl. den etwas verklärendenAr-
tikel von H. Schlegelberger, 15 Jahre
im Dienste des Landkreises Flensburg.
Erinnerungen von 1946-1961, in: Der
Landkreis Flensburg 1967-1974. Ein
preußischer Landkreis in Schleswig-
Holstein, Teil 2, Flensburg 1991. S.
359-381,bes. S. 361 f.

Die Jugend-
heimstätten im Kreis
Flensburg

ImKreisFlensburg wurden dieRichtlinien des Arbeitsamts über
dieGrundsätzeder „freiwilligenJugendarbeit" vom Januar 1946
freudig begrüßt. Dies führte nicht nur dazu, daß der Kreis seine
Unterstützung zusagte und den Worten auch Taten folgen ließ.
Insbesondere Landrat Friedrich-Wilhelm Lübke hatte schon
frühzeitig versucht,die Jugend für denAufbau des neuen und de-
mokratischen Deutschland zu gewinnen. Er konnte sich dabei
auf ein Rundschreiben seines Vorgängers Johannes Tiedje beru-
fen, der Anfang 1946 die Amtsvorsteher und Bürgermeister er-
mahnt hatte, die Anregungen der britischen Militärbehörden,
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„die derEntwicklungder deutschen JugendbewegungstarkesIn-
teresse entgegenbringen", aufzunehmen und aktive Jugendför-
derung zubetreiben,da

„der Zusammenbruch des deutschenReiches unddas Zerbre-
chen so mancher Vorstellungen, die der deutschen Jugend als
Ideale hingestellt worden waren, in Verbindung mit der Auflö-
sung der Hitlerjugend dazu geführt [haben], daß ein recht
großer Teil der deutschen Jugend der Entwicklung der Gegen-
wart ohne Verständnisoder teilnahmslos gegenübersteht".

Lübke selbst lancierte im Juli 1946 inVerbindungmit demer-
sten Kreisjugendpfleger, Heinz Gaedicke, einen Aufruf an „die
Jungen undMädchen" indas Flensburger Tageblattund forderte
die Jugendlichen durch die Gründung von neuen Organisationen
und Vereinenund der regenMitgliedschaft in denSportvereinen
dazu auf, „amNeubau Deutschlandsmitzuwirken".24

Auf seineVeranlassung hinbeschäftigte sich der Kreistagzu-
dem ineiner seiner ersten Sitzungen mit demProblem der „Kol-
lektivschuld" der Jugend und lehnte eine solche Verantwortung
einmütig ab. Insbesondere verwahrte sich eine vonallenFraktio-
nenbefürwortete Resolution gegendie ihrer Meinung nachvoll-
kommen überflüssige Zonen-Exekutiv-Anweisung Nr. 54 der
britischen Militärregierung aus dem Jahre 1947, nach der sich
die nach dem 1. Januar 1919 geborenen Jugendlichen vor den
Spruchkammern wegenihrerpolitischen Vergangenheitrechtfer-
tigen sollten. Statt dessen wurde „die Freisprechungder Jugend"
ineiner Amnestie gefordert, denn diese habe sichnicht kollektiv
schuldig gemacht. Nur die Hauptverantwortlichen sollten mittels
ordentlicher Gerichtsverfahren bestraft werden,der größte Teilder
Jugendlichen,auch die imErstenWeltkrieg geborenen,aber sei

„ineine Entwicklunggepreßt (worden),die ihren gutenWillen,
ihre Opferbereitschaft und nicht zuletzt ihre Gesundheit rück-
sichtslosmißbrauchte ...

Wir wissen wohl, daß gerade weite Teile dieserJahrgängeak-
tive Träger des damaligen Systems gewesen sind. Wir wissen
aber auch, daß nicht Eigennutz undMachtgier, sonderndie Un-
gegorenheit ihrerJugendsie dorthin getriebenhat....DieDeut-
sche Jugend ist heute äußerlich und innerlich bereit, sie wird
dankbardieHandergreifen, dieihrgeboten wird, undsich des in
sie gesetzten Vertauens würdig erweisen. Das Wagnis mag groß
erscheinen, noch größer aber ist der Gewinn. Deshalb richtet
der heute hier versammelte Kreistag desLandkreises Flensburg
an die britische Militärregierung die Bitte: Gebt unserer deut-
schen Jugendden Weg frei. Laßt sie zusammen mit der Jugend
andererLändermithelfen andemAufbaueiner neuen demokrati-
schen Welt!

" 25

Bezogen auf die jugendlichenFlüchtlinge, die ebenso wie die
Erwachsenen häufig nur durch „Beschaffungskriminalität" über-
leben konnten, stellte Lübke fest, daß „die schlechten Zeiten
zwangsläufigzu einem starken Ansteigender Jugendkriminalität
geführt" hätten. „Das müßige Herumsitzen in den Lagern, das
Fehlen jeglichenFamilienlebens mag als Hauptursache hierfür
anzusehen sein."26 Aufgrund dieser prekären Lage wurden die
Anstrengungenverstärkt. Wie dieseArbeit mit den Jugendlichen

24 KA SL-FL D 18, Nr. 3 (Rund-
schreiben Landrat Tiedje vom
25.1.1946) sowie FT 10.7.1946.
25 KA SL-FLB1.0,Nr. 66 (Kreistags-
protokoll vom 30.1.1947) sowie FT
1.2.1947.
26 Ebd.

Eine ungewöhnliche Aufnahme: Land-
rat Friedrich-Wilhelm Lübke ohne Bril-
le, um 1946.
(KA SL-FL)

238



auf der Grundlage derArbeitsamtsrichtlinien imKreis Flensburg
begründet und von allen Fraktionen und der Mehrzahlder gesell-
schaftlichen Gruppierungen mitgetragen wurden, davon zeugt
ein Aufsatz des im Januar 1948 eingestellten Kreisjugendpfle-
gersDr. Otto Schmidt, indem dieser inrelativ einfachen Worten
die Grundsätze der „Heimstätten der freiwilligen Jugendarbeit"
herausstellte. Schmidt wies insbesondere darauf hin, daß der
GrenzkreisFlensburg, der zu den „wirtschaftlicham schlechte-
sten gestelltenKreisen " des Landes zählte, aufgrundder zuneh-
mendenFlüchtlingsproblematik eine Vorreiterrolle übernommen
hätte.Diedrei im KreisFlensburg gelegenenHeimstätten verur-
sachten z. B. im Jahr 1948 Gesamtkosten in Höhevon 111.000
RM, eine Summe, die der Kreis sicherlich nicht hätte allein auf-
bringen können.Doch habe die Bevölkerunghier, so Schmidt,
„infolge des besonders intensiven Ringens um die Seele des
deutschenMenschenschon immer mehr staatsbürgerlichen Weit-
blick und kulturelle Aufgeschlossenheit, mehr soziales Verant-
wortungsbewußtsein undOpferbereitschaft entwickelt",21

Schmidts28 Bemerkungen über die „freiwillige Jugendarbeit"
ähneln nichtnur den Arbeitsamtsrichtlinien,zuderen Einhaltung
er als Jugendpfleger ohnehin verpflichtet war. Für ihn war es
wichtig, herauszustellen,daß eine Lösungdes Problems nur ge-
lingen könne,wenn der Weghierzu „über das Materielle hinaus
zum Ideellen

"
führen werde. Sein Sprachgebrauch und sein da-

durch zumAusdruck gebrachtes Werteverständnis erinnert in vie-
lem an die traditionellen Begriffsmuster, derer sich auch die Na-
tionalsozialisten bedient hatten.In demselben Maße nämlich,wie
die „leiblich-seelische Notzugenommen" habe,sei für ihn auch

„dieallgemeineMoral gesunken...
Der Kampfum dasnackteDasein, derfür viele zum allbeherr-

schenden Faktor geworden ist, hat die Menschen so sehr in sei-
nen Bann geschlagen, daß es ihm kaum noch möglich ist, seine
Augen zu dem zu erheben, was den Vätern als unumstößliches
Wertgefüge gegolten hat. Das Gefühl für das Wahre undSchöne,
für die familiäre Bindung undden tieferen Sinn desLebens oder
die Ehrfurcht gegenüber dem Alter, gegenüber Sitte und Gesetz
sindnoch heuteoftmals genauso verschwommen wie derEigen-
tumsbegriff oder der ideelle Wert solider Erwerbstätigkeit und
schlichterArbeitstreue."

Die Jugend, die „inmitten dieses besorgniserregendenZustan-
des" verharre, sei extrem moralisch und sozial gefährdet, „ge-
sundheitlichbeeinträchtigt, seelisch verkümmert undgeistig un-
terernährt". Positiv gegenüber setzte er daher den Begriff des
„wahren Menschentums". Das Streben nach positiven Gemein-
schaftserlebnissenundnach Harmonie war allemal wichtiger als
die Auseinandersetzungmit den Ursachen der NS-Diktatur. Er-
forderlich sei lediglich, sich „immer wieder zu vergegenwärti-
gen, was sich kurz vor dem Zusammenbruch,hauptsächlichaber
nachdem zugetragenhat". ImVordergrundstand alsonur dieBe-
wältigung der aktuellen Alltagsprobleme, das Schicksal der
Flüchtlingsjugend von dem auch „die heimische Jugend nicht
unbeeindruckt undunbeeinträchtigt" bleiben könne,wie er no-
tierte.

27 KA SL-FL B 1.4, Nr. 626 (O.
Schmidt, Von der Heimstätte ..., wie
Anm. 9). Summe nach: B 1.0, Nr. 67
(Kreistagsprotokollvom 28.2.1948).
28 Schmidt, in der kleinen Gemeinde
Boltoft geboren, warim Landkreis kei-
ne unbekannte Person. Er war u. a.
zwischen 1933 und 1945 Mitglied der
NSKKundSturmführer. ImNovember
1947 wurde er dazuaufgefordert, sich
um die freie Stelle eines Kreisjugend-
pflegers zu bewerben. Der Betriebsrat
der Kreisverwaltung fühlte sich nicht
zuständig und übergab die Angelegen-
heit dem Personalausschuß, der ebenso
wie der Kreisausschuß keineBedenken
erhob. Insbesondere Landrat Lübke
schien sich für Schmidt eingesetzt zu
haben. Einzig der SSW Abgeordnete
Niels Bögh-Andersenverweigerte sei-
ne Zustimmung. Schmidt in so einer
exponierten Position einzusetzen. Vor
demKreistag am 19.12.1947 gab er zu
bedenken, daß für die Stelle der beste
Mann, dergefunden werdenkönne,ge-
braucht werde. Schmidt mache zwar
einen sauberen und soliden Eindruck
und sei in seiner Heimat äußerst be-
liebt. Es sei jedoch gleichgültig ob je-
mand aus Zufall. Schwäche, Idealis-
mus oder Berechnung („was ich aber
ablehne") Sturmführer geworden sei.
Er sei so erheblich belastet, daß er
nicht Kreisjugendpfleger werden kön-
ne. Auch wenn der Entnazifizierungs-
ausschuß positiv entscheiden werde,
könne er sich mit dessen Einstellung
nicht einverstandenerklärenund werde
sich der Stimme enthalten. Der sozial-
demokratische Fraktionsführer Wil-
helm Sehmehl, der selber politisch ver-
folgt wurde und in Gefängnissen und
Konzentrationslagern gesessen hatte,
sprang indes LandratLübke bei. Er be-
tonte, daß Schmidt „menschlich gese-
hen ein sauberer Charakter ist". Zu-
dem wies er darauf hin, daß Schmidt
seit 1945 in einer Stellung als landwirt-
schaftlicher Arbeiter „Buße" getanha-
be und nunmehr beweisen könne,„daß
er an der neuenDemokratie mitzuar-
beiten bereit sei". Das reichte wohl
schon aus, umim Kreis Flensburg nur
wenige Jahre nach der Zerschlagung
des Nationalsozialismus wieder in ei-
nem solchen diffizilenAufgabengebiet
wie der Jugendarbeit beschäftigt zu
werden. (KA SL-FL B 1.0, Nr. 66 —
Kreistagsprotokoll vom 19.12.1947;
Nr. 399 — Protokolle über die Sitzun-
gen des Personalausschusses vom
12.11.1947 und 14.1.1948; vgl. auch
A.Schütz, Die Verwaltung des Kreises
Flensburg-Land von 1945 bis zuseiner
Auflösung, in: Der Landkreis Flens-
burg,S. 131— wie Anm. 23).
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„IndiesemMilieu sind Tausende unschuldiger Kinder zu Ju-
gendlichen herangewachsen. Die Geborgenheit in Familie und
Heimat istihnen oftmals genauso wenigzumBewußtsein gekom-
men wie der Wert einerfestenLebensordnungundder Segen ei-
ner geregeltenArbeit. Ihre Kindheitistnichtseltennur einflüch-
tigerSchatten ohnebleibendenInhaltgewesen.

"
Ziel sei es,
„den Jugendlichen eine Heimstatt zu bieten, sie an einem ju-

gendgemäßen Gemeinschaftsleben teilhaben zu lassen, sie in ein
menschenwürdiges Dasein tätigenSchaffens zurückzuführen und
sie nach demPrinzip der Freiwilligkeit wiederan geordneteLe-
bensverhältnisse zu gewöhnen."

Die Heimerziehungbetone denfamiliären Charakter der Maß-
nahme,wodurchdie Jugendlichen „geistigundseelisch" ineiner
„Atmosphäre gegenseitigen Verstehens und Vertrauens" leben
könnten. Anklänge an „Besserungsanstalten für Verwahrloste"
seien bewußt vermieden worden,dieMädchen und Jungen wür-
denhingegengemeinnützig und sozialbetont arbeiten. Siehätten
freie Unterkunft sowie Verpflegung erhalten undkonnten durch
den Schulbesuch bisher Versäumtes nachholen. Die Erfahrung
nachfünf Jahren habe denErfolg deutlichgezeigt, dieJugendsei
„wieder wurzelfest, lebensreif und volksverbunden"

und die Ju-
gendlichen seien „alsvollwertigeGlieder indiemenschliche Le-
bensgemeinschaft... undim deutschen Volkstum" verankert wor-
den.29

2' Wie Anm. 9.

Der Tagesablauf
in den Heimen

Die Jugendheime wurden in der Regel in ehemaligen Wehr-
machtsbaracken oder inGebäuden des Reichsarbeitsdienstes un-
tergebracht. Standorte dafür wurdenaus pädagogischenGründen
und inder Absicht,das unerlaubte VerlassenderHeime zu unter-
binden,oft in ländlichenBereichen gefunden.Erst Endeder vier-
ziger Jahre wurdenangesichts der oft erfolglosenBemühungen,
die Jugendlichen in Arbeitsstellen zu vermitteln, Forderungen
laut, die Heime bedarfsorientierter zu plazieren und darauf zu
achten, daß im Umkreis Märkte vorhanden seien, diedie erzeug-
ten Produkte aufnähmen.30 Die Mädchen und Jungen wurden
hier in Gruppen zu jeweils 40 bis 60 Personen getrennt in den
Lagern zusammengefaßt. Sie lebten zum Teil in Kleingruppen
und bildeten eine große Familiengemeinschaft. Der Aufenthalt
war zunächst aufein Jahr beschränkt,er wurde aber später wohl
aus Kostengründen und des großen Interessentenkreises wegen
aufeinhalbes Jahr reduziert.

Die Einrichtungen der „Freiwilligen Jugendarbeit" durften
nach den schon erwähnten Arbeitsamtsrichtlinien weder Wirt-
schaftsbetriebe sein noch zu parteipolitischen Zwecken miß-
braucht oder mit militärischen Absichten verbunden werden.
Zwar sei im Sinne des Gemeinschaftslebens und der gemein-
schaftlich zu leistenden Aufgaben in den Lagern „eineBindung
an unerläßliche Regeln der Ordnung und der Disziplin" erfor-
derlich, dabei jedochsei alles zu vermeiden, wie es ja inder Ar-
beitsamtsrichtlinie hieß, „was an Kommissgepflogenheiten und
an denKasernenhoftonerinnern könnte".Inerster Linieging es
darum, die jungenMenschen für einen späteren Beruf vorzube-

30 Darauf verweist Lenhartz (wie
Anm.9),S. 86.
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reiten. Vorzugsweise genannt wurden hier die Landwirtschaft
undFeldgärtnerei, der Straßen- oder Bergbau.Außerdem war es
möglich, in sogenannten Mangelberufen praktisch ausgebildet
zu werden.DieArbeit selbstmußte zusätzlichsein,einUmstand,
der mit denFörderungsrichtliniender Arbeitsverwaltung zusam-
menhingunduns auch heute noch aus den Vorgabender ABM-
Maßnahmen bekannt ist. Hauptarbeitsgebiete neben dem
Straßen- und Wegebau waren z. B. Kultivierungsarbeiten von
Ödland oder Arbeiten bei der Fluß- und Wasserregulierung,
landwirtschaftliche Arbeiten auf genossenschaftlicher Grund-
lage zum Zwecke der Erntesteigerung, sowie der Arbeitsein-
satz zur Erntehilfe, Forstarbeiten, sowie der Einsatz beim
Feldgemüseanbau und der Kleingärtnerei. Während diese Auf-
gaben in der Hauptsache von männlichen Jugendlichen wahr-
genommen werden sollten, wurde in einer zusätzlichen Richt-
linieam 15. Januar 1946 auchder Arbeitseinsatz der Mädchen
geregelt.

Von den weiblichen Jugendlichen wurde ebenso eine„ernstli-
che Arbeitsleistung" gefordert, die zusätzlichund gemeinnützig
sein mußte, wie es in einer speziellen Ergänzungsrichtlinie im
Januar 1946 lautete .Hierfür kamen insbesondere Näharbeiten
für Flüchtlinge, der Einsatz von Helferinnengruppen in der
Flüchtlingsbetreuung (vor allem Kindergärten), in Küchen, in
Wäschereien und bei „der Kleiderpflege für männliche Jugend-
lager" inBetracht.Aber auch bei der Ernte,bei genossenschaft-
lichenFeldgärtnereien, inder Wohlfahrtspflege sowiein Kinder-,
Säuglings-undAltersheimen — eine BetreuungdieserPersonen-
gruppenmitbezahltemPersonal gestaltete sich äußerst schwierig— war ein selbstverständlich unentgeltlicher Einsatz denkbar.
DasErziehungszielfür die weiblichen Jugendlichen war traditio-
nell geschlechtsspezifisch definiert und bestand darin, die
Mädchen „auf ihre zukünftige Aufgabe als Mutter und Haus-
frau" vorzubereiten. Im Gegensatz „zu nationalsozialistischen
Praktiken, diedieMädchenmehr undmehr derFamilie entfrem-
deten", so hieß es, „wirdeine zielbewußte undplanvolle Pflege
desFamiliensinns gefördert"?lDieFrauen,dieinder Kriegszeit
dieMänner in wesentlichen Funktionen des Erwerbslebens mit
all ihrerKraft ersetzt hatten,sollten damit wieder in ihr scheinbar
angestammtes Rollenverständnis zurückgedrängt werden, wobei
daraufhinzuweisen ist,daß sie sich diesemProzeß inder Mehr-
zahl freiwillig unterzogen.Vor allem ihre Kenntnisse und ihre
Improvisationskunst auch imprivaten Bereich warenbei der all-
täglichen Mangellage im Nachkriegsdeutschland anscheinend
unverzichtbar.32

Die jungenLeute wurden inder RegelaufAnweisungder Für-
sorgestellen der Jugend- oder der Gesundheitsämter förmlichin
die Lager eingewiesen,eine Freiwilligkeit war somit nicht ge-
geben. Dies zeigt ein an Amtsvorsteher Mahler in Haurup
(Kreis Flensburg) gerichtetes Schreiben des Flensburger Ge-
sundheitsamtes,in dem es darum ging, die Einweisung eines
bei einem Landwirt untergebrachten Flüchtlingsmädchens in
das Jungarbeiterinnenlager Steinberghaff vorzubereiten. So
hieß es:

31 KASL-FL B 1.4,Nr. 626 (Richtli-
nien für die Anwendung der „Anwei-
sung über die Freiwillige Jugendar-
beit", Ergänzung vom 15.1.1946).
32 Zur Rolle der Frauen nach 1945
vgl. jetztneuden einführenden undmit
ergänzenden Literaturangaben verse-
henen Aufsatz von Thomas Hermann,
Trümmerfrauen und Heimkehrer. Zur
Sozialgeschichte der Geschlechter im
Schleswig-Holstein der Nachkriegs-
zeit,in: DGVIII, S.301 ff. Zum Frau-
enbild im Nationalsozialismus ein-
führend: N. Westenrieder, Deutsche
Frauen und Mädchen. Vom Alltagsle-
ben 1933-1945,Düsseldorf 1990.
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Beim SpinnenundNähenin der „Heimstätte für Jugendarbeit", Eggebek, 1947.
(KA SL-FL)

Mädchender „Jugendheimstätte Steinberghaff"bei derGartenarbeit, 1948.
(KA SL-FL)
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„DarfichSie bitten,mitHerrnA. zu sprechen unddiesen auf-
zufordern, daß er das Mädchen pünktlich losschickt? Dieses
Heim ist eine Zwischenlösungfür gefährdete Mädchen. Unter-
bringung in Fürsorgeerziehung ist zur Zeit wegen Überfüllung
nicht möglich.Sollten Sie derMeinungsein, daß Waltraud nicht
alleinherkommen wird, bitte ich Sie, mich amDienstag anzuru-
fen, damit wireinen Wegfinden."

Auch das betreffendeMädchen wurdeim typischenBehörden-
ton aufdiebevorstehendeEinweisung, gegen die es keineWider-
spruchsmöglichkeitgab, hingewiesen:

„AmMittwoch, den 12. Juni 1946, wird in Steinberghaff vom
Arbeitsamt undKreiswohlfahrtsamt das Jungarbeiterinnenlager
eröffnet.Du bist für dieses Heim mit vorgesehen und mußt am
Mittwoch, den 12.6.46 vormittags zwischen 10 und 11 Uhr zur
weiteren Besprechung ins Staatliche Gesundheitsamt kommen.
AmMittag geht danndergemeinsame Transport nach Steinberg-
haff weiter. Dort werdet Ihr 6 Stunden am Tag mit Haus- und
Gartenarbeit beschäftigt, die übrige Zeit gilt der Fortbildung
und Erholung. Es ist mitzubringen: Lebensmittelabmeldung in
Gemeinschaftsverpflegung, alle vorhandene Kleidung und Wä-
sche. Es wird ein Taschengeld von 40 Pfg. tgl. gezahlt. Es ist
dringend erforderlich, daß Du pünktlich zur angegebenen Zeit
aufdem Gesundheitsamt erscheinst.

"
33

Jeder Jugendliche mußte zudem einen Verpflichtungsschein
unterschreiben,da nach Ansicht der ArbeitsVerwaltung „das ar-
beits- und ordnungsscheue Vagabundieren zu Maßnahmen, die
eine geregelteErziehung undeinfestes Arbeitsverhältnis garan-
tieren",zwinge.Nur bei ernsthafter Erkrankung oder bei Nach-
weis einer Lehrstelle konnte das Verhältnis von den Jugendlichen
selbst gelöstwerden. Hingegen war es möglich, siebei „groben
Verfehlungen" mit 14tägiger Frist durch den Lagerleiter zu ent-
lassen. Eine solche Strafe mußte indes vom zuständigenArbeits-
amt bestätigt werden. Am Ende des Lageraufenthalts wurde ein
Führungszeugnis ausgestellt, indem die Lagerleitungeine Wer-
tung der gezeigten Arbeitsleistung vornahm. Diese konnte bei
einer anschließenden Arbeitssuche vorgelegt werden und sollte
den jungen Leuten eine zukünftige Weiterbeschäftigung sichern
helfen. Erschwerend kam hinzu, daß nur derjenige Jugendliche
auchArbeitslosengeld beziehenkonnte,der an dieserMaßnahme
teilgenommen hatte oder eine vom Arbeitsamt beglaubigte Be-
scheinigungvorweisen konnte, daß ihm dies nachweislich nicht
möglich war.

Der Tagesablauf für die jungenLeute in denHeimstätten war
streng reglementiert und kontrolliert. Täglich wurden bis zu
sechs Stunden in den beschriebenen Bereichen gearbeitet. Die
Lagerleitermußten den Einsatz ineinem „Tagewerkbuch"genau
festhalten. Darüber hinaus wurde der „körperlichen Ertüchti-
gung" angemessener Raum gegeben.Dies warenkleine sportli-
che Spiele, Freiübungen sowie Geräte- und Bodenturnen.
Wehrsport, „auch in verkappter Form", war zu vermeiden. Ein
weiterer Teil desTages stand der „geistigenSchulung"zur Verfü-
gung.Der Unterricht wurde zum Teil vom Lagerleiter selbst er-
teilt und sollte „allgemeinbildendund in jeder Phase dem Aus-

33 KA SL-FL D 18, Nr. 3 (Schreiben
an den Amtsvorsteher Mahler in Hau-
rup vom5.6.1946 undan Waltraud O.— Durchschrift, im Original unterstri-
chen).
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reifenderPersönlichkeitförderlichsein". Möglichindes war der
Besuch von ländlichen Fortbildungs- oder Berufsschulen,wofür
die nötigeZeit eingeräumt werden mußte. DieFreizeitgestaltung
übernahmen die Jugendlichen in eigenerVerantwortung.

Aus denRichtlinien für dieMädchengehthervor,welcheFrei-
zeitaktivitäten bei ihnen besonders gern gesehen wurden. Bei
den weiblichen Jugendlichen sollte die allgemeinbildende Schu-
lungunddieFreizeitgestaltung, dieFeierstunden,Lese- undVor-
tragsabende, die auch von auswärtigen Referenten bestritten
werden konnten, Spiele, Musik und Gesang dem eigentlichen
Hauptziel, der „VorbereitungaufdieRolle als Mutter undHaus-
frau",untergeordnet werden.Damit werde,so hieß es, zugleich

„eine systematische Erziehung zur sozialen Hilfsbereitschaft,
zum demokratischen Gemeinschaftsgeist, zur Uneigennützigkeit,
zur Arbeitsfreude, Sauberkeit undOrdnungsliebe, zur Gesittung
undSittsamkeit, zur Sparsamkeit und wirtschaftlichen Umsicht
verlangt":.34

Besonders beliebt waren die vonden Heimstätten organisier-
ten Fahrten und Jugendfreizeiten. Die Mädchen aus Eggebek
fuhren z. B. regelmäßig zu Zeltlageraufenthalten an die Flens-
burger Außenförde, die Absolventen inSteinberghaffreisten,wie
die präsentiertenBilder zeigen, seit Ende der vierziger Jahren
zusammen mit ihren Betreuerinnen nach Hessen. Erwähnens-
wert schließlich ist die Teilnahme der Mädchen bei den Sport-
wettkämpfen und Kulturveranstaltungen der seit 1948 wieder
ausgetragenen Scheersbergfeste.

Zum Teil konnten die Jugendlichen im Rahmen der Persön-
lichkeitsbildung eigene Bereiche selbst verwalten. Dafür wurde34 Wie Anm. 16.

Nachmittägliches Freizeitvergnügen:
Mädchen aus Steinberghaff in einer
Volkstanzstunde aufder Wiese. 1949.
(KA SL-FL)

244



ein „Familienrat"geschaffen, indem sie offen ihre Probleme an-
sprechen und gemeinsam nachLösungensuchenkonnten.Diese
„Selbstverwaltung" hing jedocheng mit der Risikobereitschaft,
dem Geschick und der persönlichenAuffassung der Heimleitung
zusammen. So war es denJugendlichen zumTeil auch vorbehal-
ten, dieLagerordnung zuergänzenundVerstöße dagegen zuahn-
den. Zudem sollte ihnenEinblick in die wirtschaftlichen Grund-
lagen des Heimes gegeben werden,und ihnen konnten auch je
nach Eignung ein Teil der Gesamtverantwortung, etwa dieFrei-
zeitgestaltung oderaber auchdieHaushaltsführung inder Klein-
gruppe übertragen werden.35

35 Lenhartz (wieAnm.9), S.82.

Die LagerleitungVon denHeimleitern wurde ein besonderes Einfühlungsvermö-
gen im Umgang mit den ihnen anvertrauten jungen Menschen
verlangt. Von ihrer Persönlichkeithing es oft ab, ob die Erzie-
hungerfolgreich verlief. Inden Jungenlagern waren verheiratete
Männer gern gesehen, die mit Frau und Familie selbst imHeim
lebten und somit den Mittelpunkt der Hausgemeinschaft bilde-
ten,um „demmütterlichen Element" Rechnungzu tragen, „des-
sen Fehlen die Jugendlichen besonders entbehren".3*' Erwartet
wurden psychologische Grundkenntnisse,Geduld undpädagogi-
sches Fingerspitzengefühl. Da die meisten von ihnen diesen
Mindestanforderungenjedochkaum entsprachen, konnten sie im
Rahmen von Kurzlehrgängen eine Zusatzausbildung erfahren.
Hier ging es in erster Linie darum, organisatorische Kenntnisse
zu vertiefen, die für die Leitung des Heimes unentbehrlich wa-
ren. Um sie von weiteren Verpflichtungen zu befreien, wurden
statt dessen sogenannte jugendliche Helfer, von denen einige
selbst aus der Heimerziehung hervorgegangen waren, beschäf-
tigt. Deren Aufgabe war es, den Tagesablaufzu planen. Vielfach
wurden sie auch zu Vertrauenspersonen der Jugendlichen. Die
entsprechenden Weiterbildungsangebote für die Helfer erstreck-
ten sich vor allem auf die Bereiche Laienspiel, Feiergestaltung
und auf eine musikalische Grundausbildung im Singen und
Volkstanz.37

Inder Regel jedochmußte aufKräfte zurückgegriffen werden,
die schon in den dreißiger Jahren als Leiter von Jugendlagern
oder im Rahmen des Reichsarbeitsdienstes Erfahrungen gesam-
melt hatten. Schon im Mai 1948 wurde in einem vomLandesju-
gendamt über die Landratsämter verfaßten „vertraulichen"
Rundschreiben darauf hingewiesen,daß nunmehr auch „ehema-
ligen HJ- undBDM-Führern [Führerinnen] Gelegenheit geboten
werden wird, wieder aktiv inder Jugendarbeit tätig zu sein, so-
fern siefür dieheutigeJugendarbeit tragbar sindundselbst den
Wunsch zu solcher Tätigkeit äußern". Sinngemäß galt diese Auf-
forderung auch für die ehemaligen Jugendleiter des Reichsar-
beitsdienstes.38 Im Jungendlager inGelting wurde z. B. einehe-
maliger Soldat Heimleiter,der zuvor als Kartographineiner ost-
preußischen Kommunalverwaltung gearbeitet hatte. Nach kurzer
russischer Kriegsgefangenschaft gelangte er zu Verwandten in
Flensburg und wurde zusammen mit seiner Familie im Flücht-
lingslager Gelting untergebracht. Er bewarb sichum den Posten
des Lagerleiters, ohne dafür eine besondere pädagogische Quali-

36 Ebd.S.81.
37 Vgl. die Personalakten der Heimlei-
ter bzw.der Lagerhelfer(KA SL-FLB
L,Nr. 452-035,452-038).
38 KA SL-FL J/ll (Rundschreiben
von Kreisdirektor Hauschild vom
15.5.1948).
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fikation vorzuweisen.Dafür aber erschiener besonders dafür ge-
eignet zu sein,Ordnung und Disziplin bei den ihm anvertrauten
Jugendlichen durchzusetzen.39

Dennochgab es immer wiederProbleme mit qualifiziertenLa-
gerleitern. Zwarhieß es ineinem Aufsatzaus dem Jahr 1949,daß
die Anzahl der für die Arbeit inFrage kommenden Männer und
Frauen nicht unterschätzt werdendürfe. Gerade unter den

„aufgeschlossenen Menschen der freien, konfessionellen und
sozialistischen Jugendbünden der Zwischenkriegszeit und der
heutigen Jugendverbände aller Richtungen ... liegt sicher ein
kaumausschöpfbaresReservoir an geeignetenKräften, indenen
das Gefühl der Gesamtverantwortung lebendiggenug ist".

Diese waren indes inden ersten Jahrennicht ausreichend vor-
handenundnoch 1953 wurde z.B. die JAW-Leiterin inEggebek
geradeaufgrund ihrer Tätigkeit alsReferentin für die nationalso-
zialistische Frauen- und Mädchenarbeit und in der Landjahrer-
ziehung einer anderen Bewerberin vorgezogen.Wichtig für die
Zukunft der Heimerziehung waren deshalb qualifizierte Nach-
wuchskräfte,dieimRahmen ihrer Ausbildungals Helfer oder als
Praktikanten mit dem Ziel der späteren Beschäftigung in die
Heimstätten undJugendaufbauwerkedelegiert wurden.40

39 Personalakte Wagner: KA SL-FL B
1.0, Nr. 452-116.
40 Lenhartz (wieAnm.9), S.79 f.

„Die geistigen Betreuer der Mädel",
wie die Unterschrift im Fotoalbum der
„Heimstätte" Eggebek lautet. Von
links:Pastor Dr.Petzold, Pastor Bieger,
Dr. Med. Lenhardt, Jugendbetreuerin
Rosemarie Peters, Sportlehrer Stracke,
Lehrer Bonesz, Lehrer Glagow, Heim-
leiterinAnnemarieDelfs,LehrerAppel,
um 1948.
(KA SL-FL)

Das „Jungarbeiter-
lager" Gelting

Die „Heimstätte Gelting" mit einer Aufnahmekapazität von bis
zu 40Jungen, dieals schwererziehbarbezeichnet wurden,giltals
erstes „Jungarbeiterlager" dieser Art im Kreis Flensburg und
wurde schon einige Monate vor Inkrafttreten der Arbeitsamts-
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Richtlinien imJanuar 1946 errichtet. 1950 wurde die Heimstätte
unter ihren neuen Bezeichnung „Jugendaufbauwerk" bis zur
Schließung 1955 in die ehemalige Bauernhochschule Berghof
beiHarrislee verlegt. Träger des Hauses war zunächst das Flens-
burger Arbeitsamt, ehe imMai 1946 ein Wechsel zum Jugend-
amtdesKreises Flensburgerfolgte.Der KreisFlensburg warauf-
grund befürchteter zusätzlicher finanzieller Mehrbelastungen
anfangs skeptisch, stimmte aber letztlich der Trägerschaft zu, da
nach dengeltenden Richtliniendas Arbeitsamt dazu verpflichtet
war,dieUnterhaltskosten,die 1946 auf15.000RM veranschlagt
wurden,alleinzu bestreiten.

Pro Jugendlichem wurdehier am Tag ein Regelsatz inHöhe
von 2,50RMan den KreisFlensburg alsTräger gezahlt, dersich
zusammensetzte aus einem Taschengeld (40 Pfg.), Verpflegung
(1,- RM), Sozialversicherung (35 Pfg.), sowie Unterkunft (35
Pfg.), Betreuungszulage (30Pfg.) und einem Teil für Unvorher-
gesehenes(25Pfg.). Solange an diesem Zustandnichtsverändert
wurde, galt das Risiko des Kreises als äußerst gering. Zudem
stand ihm jederzeit das Recht zu, das Lagerbei Fortfall der Zu-
schüsse sofort aufzulösen.Die eigentliche Erziehungsarbeit in-
des wurde als äußerst schwierig betrachtet. Verantwortlich dafür
wurde die überall vorherrschende „Disziplinlosigkeit" der Ju-
gendlichen gemacht. Häufig war es anscheinend zu schweren
Zwischenfällen gekommen, wobei heute jedochnicht ersichtlich
ist,welcher Art diese Vorkommnisse waren.

Das Erziehungsziel der Heimstätte solltemit harter Arbeit er-
reicht werden. Die Jungen wurden vorwiegend zum Straßenbau
in der Umgebung Geltmgs herangezogen,denn die Straßen und
Wege befanden sich wie überall inder Landschaft Angeln in ei-
nem desolatenZustand,da infolge des Kriegeskeine Instandhal-
tungsarbeiten mehr durchgeführt wurden. Nach Berechnungen
des Kreisbauamtes waren für die ersten Reparaturarbeiten ca.
7.000 Tagewerke notwendig, so daß die Jungen unterEinbezie-
hungder durch den Anmarsch erforderlichen Zeit bis zu 6 Stun-
den täglich eingeplant wurden. Da die finanziellen Möglichkei-
ten der Gemeinde begrenzt waren — eine Summe von 38.000
RM war berechnet worden — unddie Maßnahme zudem als zu-
sätzlich bezeichnet wurde, stand einer Förderungsfähigkeit
durch das Arbeitsamtnichts im Wege.41

Das Lager, von dem es heute weder Fotos noch schriftliche
Aufzeichnungen gibt, bestand nur aus einer Ende 1945 äußerst
baufälligen Holzbaracke,die zuvor im Rahmen der Kinderland-
verschickung genutzt wurde.Anihr mußten ständig Reparaturen
vorgenommen werden, so daß dieUnterbringung der männlichen
Jugendlichen nur unter äußerst prekären Bedingungen möglich
war. Angesichts der wenig optimistischen Einschätzung der Er-
folgsaussichtendes Projekts seitensder Kreisverwaltung undder
wohl beständig befürchteten Zerstörungswutder Jugendlichen,
erschien eine grundlegende Instandsetzung unnötigund galt als
finanziell nicht tragbar.Da die Einrichtung inGelting im Winter
1947 jedochals Musterbeispiel für die Heimstättenerziehungauf
einer Tagung aller Lagerleiter Schleswig-Holsteins vorgestellt
werden sollte,bewilligte derKreis imOktober 1947 einmalig ei-

41 KA SL-FL B 1.0, Nr. 108 (Proto-
koll des Kreisausschusses, Sitzung
vom6.6.1946).
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ne Summe von 2.000 RM, um die vordringlichsten Mißstände
abzustellen.42 Doch trotz dieser Befürchtungen leistete das Heim
erheblich mehr als erwartet, und im November 1949 wurde an-
läßlich einer Besichtigungsfahrt nach Gelting, an der u. a. der
Kreisjugendpfleger Schmidt, der Direktor der Berufsschule,
DonndorfundeinBerufsberater des Arbeitsamtes Flensburg teil-
nahmen,äußerst optimistischund zufriedendarüber berichtet.40
Jugendliche befandensich zudiesemZeitpunkt imHeim,dieden
Gästen ineinemLiedeinen „herzlichenWillkommensgruß" dar-
brachten. Imeinem Zeitungsartikel wurde „ vonbehaglicheinge-
richteten Unterkunftsräumen" berichtet, in denen zwischen
sechs und acht Jugendliche wohnten.Heimleiter Wagner war es
anscheinend gelungen, die Jungen im Sinne des erwünschten
„familiären Gemeinschaftslebens" voll in die Gruppe zu inte-
grieren. Die Jugendlichen verfügten sogar über einen aus ihrer
Mitte heraus gewählten „Vertrauensmann", der bei allen Kon-
fliktfällen und sonstigen Angelegenheiten mit der Heimleitung
sprechen konnte, sowie einen „Familienrat".

Zu diesem Zeitpunkt leisteten die 14- bis 17jährigen Jungen
täglich fünf StundenArbeit. Sie wurden immernoch beiStraßen-
ausbesserungsarbeiten oder bei der Renovierung des Geltinger
Schulhofes eingespannt. Großen Anklang fand indes dieabendli-
che Freizeitgestaltung. Besonders erwähnenswert ist die Tatsa-
che, daß einige Jugendliche bei Ausgrabungsarbeiten des Lan-
desamts für Vor- und Frühgeschichte in Bad Sehwartau einge-
setzt waren, was auf ein vertrauensvolles Verhältnis unter allen
Beteiligten im Heim schließen läßt. Von dem Erfolg der Arbeit
konntesich schließlich auch LandratLübke, der seineTeilnahme
amgeselligenAbend zugesagthatte,überzeugen. So hieß es wei-
ter:

„Mit einer großen innerlichen Aufgeschlossenheit, jugendli-
cher Frische undechtem jugendlichenHumorführten dieJungen
kleine Spiele auf, die von Volksliedern und Kanons untermalt
wurden, wobeiman es verstand,die Gästekräftigmiteinzuspan-
nen.

"43

42 Ebd., Nr. 110 (Vorlage zur Kreis-
ausschußsitzung am 11.7.1947).
43 FT9.11.1949.

Die „Jugendheim-
stätte für Mädchen"
in Steinberghaff

Aufgeschreckt durch einen Bericht der Bezirksfürsorgerinnen
über die Situationder arbeitslosen weiblichen Jugendlichen be-
faßte sich der Flensburger Kreisausschuß erstmals am 14 .März
1946 mit dem Problem der im Landkreis „herumstreunenden"
Mädchen.Diese,so hieß es imBericht, seien vollständigauf sich
allein gestellt und ohne jegliche familiäre Bindung.Ein Pflege-
platz inprivaten Haushalten seinirgendwozubekommen.Heim-
unterbringungsei ebenso nicht möglich,da hierin nur Mädchen
aufgenommen werden würden, die schwanger wären oder schon
ein uneheliches Kind hätten. Das Kreiswohlfahrtsamt schlug
demzufolge vor, für diese Mädchen eine Unterkunft zu suchen,
die nach Ansicht des Kreisausschusses in der Gemeinde Munk-
wolstrup gelegen war, in der eine leerstehende Lazarettbaracke
geeignet erschien. Finanziert werden sollte das Lager aus dem
Programm des Landesarbeitsamts, zumal dort auch bessere
Möglichkeiten für dieBereitstellungder notwendigenInnenein-
richtung undderArbeitsgeräte gegeben sei. ObwohldieArbeits-
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VerwaltungeinemöglicheFinanzierung indes von der Aufnah-
me von Mädchen aus der Stadt Flensburg abhängig gemacht
hatte, stimmte der Kreisausschuß einstimmig diesem Vorhaben
zu.44

Munkwolstrup jedoch warin den Augen des Jugendamts und
der Kreispolitiker äußerst umstrittenund imMai1946 wurdemit
Steinberghaff ein weiterer Standort ins Gespräch gebracht. Be-
fürchtet wurde anscheinend, daß Munkwolstrup zu nah bei
Flensburg lag, und die Mädchen dadurch leicht zur Flucht ver-
führt werden konnten.Diekleine Ostseegemeinde Steinberghaff
lag aufgrund ihrer abseitigen und ruhigenLage bedeutend gün-
stiger. Das Landesarbeitsamt genehmigte das Vorhaben am 24.
Mai 1946 und legte zugleich die Arbeitsschwerpunkte der Hei-
merziehung fest. Demnach sollten die bis zu 30Mädchen beiei-
ner Arbeitszeit von fünf Stundenpro Tag ineinerVölksküche für
eine im Amt Steinberg gelegene Flüchtlingsunterkunft arbeiten,
pflegebedürftige Flüchtlinge betreuenund für diesenähen.Hier-
für wurde ein Regelsatz von 2,50 RM gezahlt. Die Mädchen
selbst erhielteneinTaschengeld von 40Pfg., derRest des Geldes
verteilte sich auf dieVerpflegung (1,10RM),Sozialversicherung
(20Pfg.), sowie u. a. auf Unterkunft (20 Pfg)und eine Betreu-
ungszulage (30Pfg.).45

Währendüber das Jungenlager in Gelting heute nur noch we-
nig bekannt ist, verfügen wir beim Mädchenlager Steinberghaff
über wesentlich mehr Informationen. Die „Jugendheimstätte"
ging hervoraus einem ehemaligen Kinder- bzw.Altersheim, das
seit 1929 in der Gemeinde bestand. Leiterin der Einrichtung war
Emmy Schmidt, die zusammen mit ihrer Schwester Margarethe
das Heim bis zum Jahr 1963 leitete. Emmy Schmidt war nach

44 KA SL-FLB 1.0, Nr. 108 (Proto-
koll des Kreisausschusses vom
14.3.1946).
43 Ebd. (Vorlagen zur Kreisausschuß-
sitzung vom6.6.1946).

„InReih undGlied", Voraussetzungen
für eine Erziehung zu Ordnung und
Sauberkeit: EinSchlafraum in der„Ju-
gendheimstätte für Mädchen" Stein-
berghaff, 1949.
(KA SL-FL)
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ihrem Examen als Jugendwohlfahrtspflegerin zwischen 1922
und 1926 vier Jahre als Kreisfürsorgerin tätig. 1929 richtete sie
in Steinberghaff für die bekannte Tabak- und Zigarrettenfabrik
Reemstma einKinderheim ein,indem siebis 1943 auch für an-
dere Industriefirmen die Kinderbetreuung in denFerien über-
nahm. 1943 wurdeneinige bei Bombenangriffen auf Flensburg
wohnungslos gewordene Kleinkinder aufgenommen. ImNovem-
ber 1943 wurde das Haus Altersheim und 1945 Pflegestätte für
schwerverwundete Soldaten.46

Gemäß den Anforderung der Landesarbeitsverwaltung wurde
hier dann am 18. Juni 1946 die erste Jugendheimstätte für
Mädchen im KreisFlensburg feierlich eingeweiht. 1949 wandel-
te sich der Begriff, die Heimstätte wurde zum Jugendaufbau-
werk, wechselte in die Trägerschaft des Kreises Flensburg und
bestand dort bis zum Ausscheiden von Emmy Schmidt Mitte
1963. In seiner Rede zum dritten Jahrestag der Einweihung der
Heimstätte 1949 wies Kreisjugendpfleger Otto Schmidt auf die
besonderenVorzüge des Hauses hin. Er betonte dabei insbeson-
deredie „abgeschiedeneLage" desHauses,abseits „vom großen
Verkehr" werde hier in aller Stille gearbeitet. Im Unterschied
zum Jungenlager blieben die Mädchen nur ein halbes Jahr in
Steinberghaff. Die Mädchen galten als wesentlich „pflegeleich-
ter" als die Jungen, so daß sich auch „die Landkreisverwaltung
... immer mit ganz besonderer Liebe sich dieses Jugendförde-
rungswerkes angenommen" habe.47 Davon zeugen die zahlrei-
chen Besuche der Kreispolitiker und der Verwaltungsspitze. So
ließen es sich auch z. B.LandratLübke und sein späterer Nach-
folger, der als Syndikus beim Kreis tätige Hartwig Schlegelber-
ger, nicht nehmen,die Mädchenbei geselligen Abendveranstal-
tungen wiederholt zubesuchen.Lübke verwies vor demLandtag
gardarauf, daß „keinevierzehn Tage vergehen, daß ichnichtsel-
ber im Jugendaufbauwerkdrin bin".Ai

DieMädchen wurdeninsbesondere zu Sauberkeit und Pünkt-
lichkeiterzogen.Indiesem Sinnewurde dasHeim auchimmer in
der Öffentlichkeit präsentiert. So berichtete das Flensburger Ta-
geblatt darüber, daß die Mädchen die Gäste bei der Einwei-
hungsfeier im Arbeitssaal während des Handarbeitsunterrichts
erwartet hätten.BeimRundgangdurch dasHaus zeigten sich al-
le Räume „durchpeinliche Ordnung und Sauberkeit" aus und
waren umgeben von einer „wohltuendenWärme undBehaglich-
keit".Die „glücklichen Gesichter derMädel bestätigen,daß sie
hier inder Abgeschiedenheitdes schönenAngelns eine wirkliche
Heimstätte gefunden haben". Im Heim selbst gebe es „mannig-
fache Möglichkeiten der Ausbildung, wie sie nur wenigen Ju-
gendlichen zur Verfügung stehen". Dazu zählte die Arbeit im
hauseigenen Nutz- und Ziergarten, und Tätigkeiten in landwirt-
schaftlichen Betrieben würden dafür sorgen, daß die Mädchen
„alleArbeiten inder Hauswirtschaft kennenlernen". Unterrich-
tet wurde ebenso in der Säuglingspflege. Daneben verfügte das
Heim über eine Handspinnerei und Weberei und natürlich kam
die Freizeitgestaltung nicht zukurz, die sich wie üblich auf die
Bereiche Singen,Volkstanz,Basteln,Scherenschnitteund weite-
reHandfertigkeitenerstreckte.49

4(1 Vgl. Hierzu Kreischronik für den
Landkreis Flensburg 1961, S. 49;
Chronik desKirchspielsSteinberg,Hu-
sum 1986, S. 568 sowie die hand-
schriftlichen Aufzeichnungen vonEm-
my Schmidt im Kirchspielsarchiv
Steinberg.
47 Vgl. KASL-FL B 1.0,Nr. 626.
48 Protokoll (wie Anm. 12), S. 172.
49 FT 20.8.1949.
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Insbesondere die Teilnahme an den alljährlich ausgetragenen
Scheersbergfesten, die zu dem Zeitunkt noch „Nordmarkfeste"
hießen, war für dieMädchen aus Steinberghaffeine willkomme-
neAbwechslung.DieErziehung in den Heimstätten stand damit
jedoch auch im Rahmen der nationalpolitischen Zielsetzungen.
Der in den Nachkriegsjahren anschwellende Grenzkonflikt und
der daraus resultierende Wettstreit der Kulturen inderGrenzregi-
on zu Dänemark spielte eine zunehmend wichtigere Rolle.Die-
sen seit 1947stärker indasBewußtsein gerückten Aufgabenwan-
del der Heime verdeutlichte Kreisjugendpfleger Schmidt in sei-
nem schon zitierten Aufsatz über die Heimerziehung aus dem
Jahr 1950.Er betonte hier, daß die „arbeits-und sozialpädagogi-
sche Erziehung"der Anfangsjahre mit dem Ziel,das „Abgleiten
ineinProletarierdaseinzu verhindern", zweifellos richtig gewe-
sen sei. Nunmehr müsse „dem Jugendaufbauwerk ein tieferer
Sinn und eine mehr ideelle Zielsetzung" gegeben werden. Die
Jugendlichen solltendaher „wurzelfest, lebensreif und volksver-
bunden" erzogen werden.Wichtig sei die FörderungderPersön-
lichkeitsentfaltung, wobei es galt, dieJugendlichen „alsvollwer-
tige GliederindiemenschlicheGemeinschafteinzufügen, um sie
schließlich im deutschen Volkstum zu verankern und sie orga-
nisch indasdeutsche Kultur- undBildungsguthineinwachsen zu
lassen".Gerade bei denNordmarkfesten wurde traditionell über
Jahrzehnte hinweg der Völkstumsgedanke wachgehalten, denn
durch das spezifischeZusammengehörigkeitsgefühl, welches z.B.
auch die Jugend- und Sportbewegung in den ersten Jahren nach
1945 imKreisFlensburg vermittelte, galt es, den dänischen Be-
strebungenWiderstand entgegenzusetzen.50

50 Wie Anm. 9; Zum Charakter der
Scheersbergfeste als „nationale Volks-
feste" vgl.: G. Thiesen, Die Scheers-
bergfeste und ihre Bedeutung für die
Vereine und Schulen des Umlandes in
ihrer Entwicklung seit 1921

—
mitei-

ner Befragung vonFestteilnehmern im
Jahr 1989. HA zur Ersten Staatsprü-
fung für die Laufbahnder Grund- und
Hauptschullehrer PH Flensburg 1989,
zur Situation nach 1945 bes. S. 42 ff.
(KA SL-FLAbt.L, Nr.70). Zur gegen
den dänischen Bevölkerungsteil ge-
richteten Politik von Landrat Lübke
vgl. Niels Bögh-Andersen, Im Kreis-
tag, in: Der Landkreis Flensburg (wie
Anm. 21), S. 399-408 sowie Lars N.
Henningsen, Johann Runge, Die däni-
sche Minderheit im Landkreis Flens-
burg, in: Ebd.,S. 335-358, bes. S. 353f.
undFeddersen (wieAnm. 20).

Die Mädchen aus Steinberghaff beim
Einmarsch zum „Nordmarksportfest"
auf dem Scheersberg, 1949.
(KA SL-FL)
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Die „Heimstätte für
Jungarbeiterinnen"
im Flüchtlingslager
Eggebek

Wenige Tage vor der Einweihung der Heimstätte in Steinberg-
haff nahm das FlensburgerArbeitsamt erneutKontakt zur Kreis-
verwaltung auf und fragte nach weiteren Möglichkeitenfür ein
Mädchenlager, in dem vorzugsweise Flüchtlingsjugendliche un-
tergebracht werdensollten. Von SeitendesKreises wurdeumge-
hendauf zwei Standorte imWesten desKreises verwiesen.Diese
Region,inder sich ein erheblicherTeilder größerenFlüchtlings-
unterkünfte befand, galt bisher als unversorgt.InBetracht kamen
zunächst das ehemalige Wehrmachtslazarett in Großsolt, das
vom zuständigen Träger, dem Roten Kreuz, jedoch als Alters-
heim genutzt werden sollte, sowie das frühere Reichsarbeits-
dienstlager Wallsbüll. 51 Nachdem zwischenzeitlich weitere Ge-
spräche um einen geeigneten Standort geführt worden waren,
beschäftigte sich der Kreisausschuß erst im November erneut
mit dem Problem und stimmte der Einrichtung eines weiteren
„Jungarbeiterinnenlagers"inder Regie des evangelischenHilfs-
werkes im Flüchtlingslager Eggebek zu. Zudem wurde der
Wunsch geäußert, FräuleinDelfs, die bisher sehr erfolgreich in
Steinberghaff tätig gewesen war, als Leiterin einzustellen.Mit
dem an das Arbeitsamt weitergereichtenAntrag wurde zugleich
auf den „vorzüglichen Eindruck" der Heimstätte Steinberghaff
hingewiesen. Durch eine weitere Unterkunft für ca. 30Flücht-
lingsmädchen könne „eine gewisse Raumerleichterung im
Kreis" geschaffen werden.52

Das auf einem ehemaligen Militärflugplatz gelegene und des-
sen Gebäude nutzende Flüchtlingslager Eggebek,in dem sich zu
diesem Zeitpunkt ca. 1.700 Personen aufhielten,wurde mit die-
sem Beschluß zu einer zentralen Anlaufstelle für die Flücht-
lingsversorgung im Kreis Flensburg. Insbesondere Menschen,
die zuvor aus der Not heraus in den zahlreichen nicht winterfe-
sten Quartieren wie SchuppenoderErdhöhlenuntergebrachtwa-
ren, fanden hier Aufnahme. Das Lager enthielt an besonderen
Einrichtungen neben der neuen Heimstätte noch einAlters- und
ein Kinderheim sowie eine spezielle Lagerschule.Für die ange-
strebte Tätigkeit der zukünftigen Jungarbeiterinnen waren dieses
nahezuideale Voraussetzungen.Dader Kreishier ohnehinfinan-
ziellengagiert war, wurdendie zusätzlichenKostenfür das Jung-
arbeiterinnenlager ebenso akzeptiert. Insbesondere mußte das
notwendige Mobiliar angeschafft werden.53

Das neue Heim,das am 1.Januar 1947 mit der Arbeitbegann,
bot sogar 50Mädchen im Alter zwischen 14 und18 JahrenPlatz.
Im Unterschied zu anderen Jugendheimstätten wurden die
Mädchen ineinem nur sechs Monaten währenden Lehrgang„mit
allen praktischen Arbeiten des Haushalts, Gartens, der Kinder-
pflege usw. vertraut gemacht".Selbstverständlich war der Schul-
unterricht, der sich in der Hauptsache auf die Fächer Deutsch,
Rechnen, Musik, Säuglingspflege, Gesundheitserziehung und
Religion konzentrierte und Wissenslücken schließen sollte. Dar-
über hinaus wurden die Mädchen nach Aufforderungbei Ernte-
arbeiten eingesetzt, und sie versorgten selbständigeinenkleinen
Gemüsegarten im Lager. Besonders wurde die Nähstube ge-
schätzt, inder unter fachlicher Anleitung „angefangenbeim gut-
gestopften Strumpfbis hin zum Schneiderneines einfachen Klei-

51 KA SL-FLB 1.0, Nr. 108 (Vorlage
für denKreisausschuß vom6.6.1946).
52 Ebd. (Vorlage für den Kreisaus-
schuß vom 14.12.1946).
53 Ebd. ( Vertrag des Kreis Flensburg
mit dem DRK als Vorlage für den
Kreisausschuß vom 14.12.1946).
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des... alles" gelernt werden könne.Jedes Mädchen hatte so Ge-
legenheit „die verschiedenen Frauenberufekennenzulernen und
sich, je nach Neigung und Veranlagung für einen zu entschei-
den".54 Ziel des Lehrgangs war, so betonte die Heimleiterin
Delfs bei der offiziellen Einweihungsfeier am 2. Mai 1947, der
Erwerb eines „gewissen Selbstbewußtseins", um später „als
vollwertige Arbeitskraft den verschiedenen Berufen zugeführt
[zu] werden". Die Mädchen seien dankbar dafür, in Eggebek
ausgebildet zu werden, „da sie aus Heimat, Beruf, Schule usw.
herausgerissensindundhier wieder zu neuemLebenund Schaf-
fenzurückgerufen werden".Landrat Lübke umriß inseinen Aus-
führungen die Prämissen der Jugendarbeit. Die Jugend sei die
wichtigste Stütze desVolkes. Gesundenkönnesie nur „durchdie
Arbeit von Jugendaufundnicht durch TanzundSpiel. Wir haben
größte Verpflichtung dieser aus ihrer Heimat herausgerissenen
Jugendgegenüber. Wenn man uns später fragt, was habt ihrfür
siegetan, somüssen wir antworten können.

"
ImAnschluß andie

offiziellen Reden folgte einbuntes, von denMädchen selbst ge-
staltetes Kulturprogramm mit einer Märchenaufführung, mit
Tanz undGesang.55

Die Arbeit des Heimes selbst fand zahlreiche Anerkennung.
Davon zeugen nicht nur die wiederkehrenden positiven Zei-
tungsberichte. Wiederholt suchten Delegationen die Heimstätte
auf, um sichpersönlichvom Erfolg zu überzeugen. Auch Land-
rat Lübke, Kreisjugendpfleger Schmidt und Kreissyndikus
Schlegelberger waren gern geseheneGäste,oder sie wurden wie
etwainSteinberghaff dazu aufgefordert,kulturelle Veranstaltun-
gen mitzugestalten.

54 FT 5.5.1949.
55 Nach FT7.5.1946.

Kindergartenstunde des Flüchtlingsla-
gersEggebek, 1948.
(KA SL-FL)
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Von der Heimstätte
zumJugendaufbau-
werk 1949/50

Auchnach der Gründung der Bundesrepublik war die Jugendar-
beitslosigkeit eines der zentralen Probleme in den frühen fünfzi-
ger Jahren.Dies führte dazu, daß dieJugendämterder Städte und
Kreise sowie die Landesjugendämternoch stärkerbeiHilfsmaß-
nahmenaktiv wurden,umdiebisher eherexperimentell betriebe-
ne Jugendfürsorge zu koordinieren, finanziell abzusichern und
inhaltlich zureformieren. Besonders unsicher war die Situation
nach wie vor indenRegionen mit einer prekären Arbeitsmarktla-
ge. In Schleswig-Holstein lag die Jugendarbeitslosigkeit noch
1952 unter den männlichen Jugendlichen zwischen 14 bis 25
Jahrenbei 12,4 Prozent undbei Mädchen inder gleichen Alters-
stufe sogar bei 19,1Prozent. 1950 waren davon 34.648 Jugendli-
che betroffenund1952 waren es immer noch 17.699 junge Leu-
te.56 Bei der Einbringung des Gesetzes über das Jugendaufbau-
werk im Dezember 1949 etwa hatte Arbeitsminister Preller
(SPD) warnend darauf hingewiesen, daß nach dem bisherigen
Stand der Dinge imnächstenJahr mit bis zu 50.000 arbeitslosen
Jugendlichen gerechnet werden müsse. „Dassind sofürchterli-
che Zahlen,daß man wohl sagen kann, daß aufjedenFall alles
geschehenmuß, um dieses Jugendelendunddiese Jugendnot zu
beseitigen."5?

Die Arbeit mußte sich grundlegend wandeln. War sie zuvor
eher als pädagogische und kulturelle Aufgabe angesehen wor-
den,so ginges imRahmen der Jugendfürsorge nach 1945 vor al-
lem darum, die sozialen und wirtschaftlichenProbleme zu über-
winden und den Jugendlichen Möglichkeiten für die zukünftige,
grundlegende Existenzsicherung aufzuzeigen. Dies unterstrich
nochmals sehr deutlich eine Denkschrift zur gegenwärtigenNot-
lage derheimat- undberufslosen Jugend inder Bundesrepublik,
die im November 1949 von der Arbeitsgemeinschaft für Jugend-
pflege und Jugendfürsorge herausgegeben wurde.Die Ursachen
für die Nöteder jungenMenschen waren demnach immer noch
die Heimat- und die Arbeitslosigkeit. Dabei wurde der Begriff
der Heimatlosigkeit jedoch weiter ausgedehnt auch auf die Ju-
gendlichen, die durch denVerlust persönlicherBindungenin der
Familie gleichsam als entwurzelt galten. Sie müßten „aus ihrer
lähmenden Untätigkeitgelöstund an Arbeitsmöglichkeitenher-
angeführt werden, die ihre Existenz sichern oder sinnvoll vorbe-
reiten können",hieß es.Neben dem Bau von Jugendwohnhei-
men und weiteren Lehr-, Anlern- und Arbeitsstellen wurde der
Ausbau von Jugendaufbauwerken gefordert, die durch Einzel-
initiativen schon bald nach Kriegsende entstanden waren, jetzt
aber gezielt durchdie Länder finanziellabgesichertwerdenmüß-
ten.58

Auch im schleswig-holsteinischenLandtag waren Regierung
undOppositionalsbald damit beschäftigt,Programme zurLinde-
rung dieses Problems umzusetzen.Die Erfolge, die mit der im
Landkreis Flensburgbeispielhaftpraktizierten Heimstättenerzie-
hungerreicht wurden, wie Landrat Lübke als Abgeordneter des
Landtages im Dezember 1949 unterstrich, führten schließlich
mit dazu, daß imMai 1949 einvernehmlich unduntergroßer Zu-
stimmung aller Fraktionen landesweit ein „Jugendaufbauwerk"
für Schleswig-Holstein gegründet wurde. Innerhalb kürzester

3,1 Zahlen nach: Bericht zur Lage der
Jugend in Schleswig-Holstein, erstattet
durch die Landesregierung im Septem-
ber 1953, S. 26 f.;Allg. zur Situation:
H.Albers, Die soziale Lage der Jugend
und die Aufgaben und Probleme der
öffentlichen Jugendpflege, in: Jahr-
buchder Jugendarbeit 1949, S. 47-58.
57 Protokoll (wie Anm. 12),S. 163.
5H Zit. Nach: Jugendheute (wie Anm.
1),S. 98 ff.
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Zeit wurden 70 Heime förmlichaus dem Boden gestampft, zum
Teil gelangdies nur durch höchstwillkommene Materialspenden
aus dem Ausland.Zwei Jahre später waren es bereits 117Heime
und Gemeinschaftswerke, mit denen das Ziel verfolgt wurde,
„den aus der Berufsnot derJugendlichen erwachsenden Gefah-
ren durch sinnvolle berufs-, sozial- und arbeitspädagogische
Maßnahmen zu begegnen", wie es im Bericht zur Lage der Ju-
gend, dendieLandesregierung 1953 erstattete,hieß.59

Nach dem Erlaß einer vorläufigen Ausführungsbestimmung
im Juni 1949 wurde imDezember ein von der SPD eingebrach-
tes Landesgesetz über das Jugendaufbauwerk einmütig verab-
schiedet,dem im August 1950 eine weitere Ausführungsbestim-
mung zur Durchführung des Gesetzes folgte. Darin hieß es, daß
die Ziele des JAW „nuraufdemokratischer Grundlage undun-
abhängig von einerbestimmten parteipolitischen oderkonfessio-
nellen Bindungerfüllt werden"könnten.DieMaßnahmen sollten
grundsätzlich in „familienähnlichenGemeinschaften",d. h. spe-
ziellenHeimenmit Ganztagsbetreuungund Übernachtungsmög-
lichkeiten, durchgeführt werden. Auch der Teilnehmerkreis
wurde erweitert. Zweck des JAW war nunmehr, wie es hieß,
den arbeitswilligen und arbeitsfähigen Jugendlichen, die ihre
gesetzliche Schulpflicht erfüllt hatten undnicht ineinLehr- oder
Ausbildungsverhältnis vermittelt werden konnten, Gelegenheit
zu geben, „aufbauendeArbeit zu leisten undsich zugleichgeistig
undkörperlichweiterzubilden". Außerdem ginges darum,diein
andere Bundesländer abwandernden jungen Leute so auszubil-
den, daß sie dort leichter den Einstieg in das Berufsleben finden
konnten.

Die Erziehungsprinzipien selbst hatten sich jedochkaum ver-
ändert. Zwar hatte 1950 Flensburgs Kreisjugendpfleger Otto
Schmidt gefordert, daß die Jugendaufbauwerke angesichts der
immer als unzureichend empfundenen Absicherung durch Ar-
beitsamt, Land und Kommunen besonders finanziell unterstützt
werden müßten, was vielfach dazu geführt hatte, daß die Heim-
leiter förmlich um Gelder betteln mußten. Zugleich drängte er
darauf, dieQualität der Ausbildung zu verbessern. Die Ausbil-
dungsgänge seiengrundlegend zureformieren,unddie Anerken-
nung als freiwilliges 10.Schuljahrsei unabdingbar. DasFernziel
des Jugendaufbauwerkes müsse darin bestehen, hiermit die
„Lebens- und Volkshochschuleder Jugend" zu schaffen.60 Dies
warenForderungen, die in das Gesetz über das Jugendaufbau-
werk jedochnur zum Teil hineingeflossen waren. Der CDU-Ab-
geordnete Mohr wie auch seine Landtagskollegen sahen in den
JAW's eher eine sozialpolitische Tagesaufgabe, wie er bei der
Einbringungdes Gesetzes 1949 erlauerte:

„Ichmeine, unser Zielhinsichtlich der arbeitslosen Jugendli-
chen muß sein, erstens dieJugendlichen vonderStraße zu brin-
gen, zweitens die Jugendlichenaus denzum Teilfreudlosen Un-
terkünften der Eltern einzuweisen in Wohnräume, die gesund-
heitlich einwandfrei sind und ihnen einen Teil ihrer täglichen
Sorgen zu nehmen, drittens diesen Jugendlichen eine gesunde
und ausreichende Ernährungzu geben, um ihre Gesundheit und
Arbeitskraft zu erhalten, ferner diesen Jugendlichen die Ethik

» Ebd.,S. 25.
60 Wie Anm. 9.
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derArbeit wieder beizubringenunddieseJugendlichen durch ei-
ne gute Ausbildung zu einem brauchbaren Nachwuchs unseres
Volkes zu erziehen, und schließlich diese Jugendlichen zu wirt-
schaftlich denkenden und verantwortungsbewußten Menschen
heranzuziehen. "

Arbeitsminister Preller bezeichnete es als „staatspolitische
Aufgabe",die jungenMenschendurchArbeit „indas Gefüge des
Staates" heranzuführen und „gemeinschaftsfähig zu machen",
und Flensburgs Landrat Lübke stellte als CDU-Landtagsabge-
ordneter klar, daß

„den Jungen und Mädchen vor allem [nahegebracht werden
müsse], daß sie eine Verantwortunghaben, daß sie nicht verant-
wortungslos indasLebenhineingehenkönnen,daß sieeine Ver-
antwortung dem Ganzen gegenüber zu tragen haben. Darauf
kommt es letzten Endes an.".61

AuchimBericht derCDU-geführten Landesregierungverlau-
tete es noch1953,daß

„die in Angriff genommene Aufgabe der inneren Eingliede-
rung der Heimatvertriebenen ... nur dann mitanhaltendem Er-
folg für jeden einzelnen Staatsbürger zu Ende geführt werden
[kann], wenn der Nachwuchs zu einer sauberen Arbeitsauffas-
sungerzogen wird".62

Die jungenLeute nahmen an speziellen Lehrgängen teil und
sollten dort nach wie vor bis zu fünf Stunden täglich arbeiten.
Die Teilnahme aber war freiwillig, d. h. die Jugendlichenkonn-
tendieMaßnahmen abbrechen und wurden dafür nicht mehr wie
noch zuvor mit Sanktionen,etwa einer Sperre beim Bezug von
Unterstützungsgeldern, belegt.Bei denJungen wurde besonderer
Wert aufeine Qualifikation indenmetallverarbeitenden Berufen
gelegt. Die Mädchen „ohne entschiedene Berufsneigung", so
hieß es im Bericht 1953, „habeneinen gewissen Zug zur Haus-
wirtschaft", die es besonders zu fördern gelte. Es fehlte aber
nicht derHinweis,daß derBerufsrahmen für Mädchen zuengsei
undmit Hilfe zusätzlicher berufsfördernderMaßnahmen erwei-
tert werdenmüsse. Jungenund Mädchen wurde nach einemhal-
ben Jahr ein siebentägigerUrlaub gewährt, für den ein Taschen-
und Verpflegungsgeldausgezahlt werden sollte.Weiterhin stand
ihnen zweimal imMonat ein Nachmittag zur freien Verfügung
zu. Zusätzlich war eine enge Zusammenarbeit mit denBerufs-
schulen angestrebt. Auch die äußeren Strukturen und die Kon-
trollmöglichkeitenwurdendurchörtlicheBeiräte, derenMitglie-
der in den kommunalen Gremien gewählt wurden, demokrati-
siert.

Ohne Zweifel war das gemeinsam getragene Engagement des
Landesund der Kommunen ein großer Erfolg, denn schon zwi-
schen 1950 und 1952 konnten insgesamt ca. 10.000 jungeMen-
schen in den Heimen des Jugendaufbauwerkes in unterschiedli-
chen Lehrgängen betreut werden, und Kultusminister Pagel
(CDU) konnte in seiner Landtagsrede am 11. August 1953 mit
Genugtuungdaraufhinweisen,daß das Land „aufdem Wege der
Überwindung der Jugendnot...erheblich weitergekommen

" sei,
so daß sich z. B. das Problem der „streunenden Jugend sich
schon seit Jahren in Schleswig-Holsteinnicht mehr bemerkbar"

61 Zitate nach Protokoll (wie Anm.
12), S. 163 ff.
62 Ebd.,S. 33.
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machen würde. Diese Äußerung wurde übrigens vom Abgeord-
netenKai-Uwe vonHassel erleichtert mit den Worten: „Gott sei
Dank!" quittiert: „VorbeugendeMaßnahmen, die dieJugend vor
sittlicher Gefahr — vor Verwahrlosung... bewahren [sind] im-
mer das Beste". Besonders erwähnenswert war weiterhin die
Tatsache, daß ca. 85 Prozent der Jugendlichen die begonnenen
Maßnahmen auch beendetenundca. 80Prozent der arbeitslosen
Jugendlichenzwischen 14 und 17 Jahren von den Jugendaufbau-
werken erfaßt wurden.Allerdings lag die Beteiligungsziffer bei
den 18- bis 25jährigen Jugendlichen mit nur einem Prozent ex-
tremniedrig.63

Auf der anderen Seite jedoch lagen nun auch Kapazitäten
brach,denndie imKreisFlensburgbefindlichenHeime z. B.hat-
ten anscheinend erheblich an Attraktivität verloren. Dies hing
auchdamit zusammen, daß durchdieFlüchtlingstransporte zahl-
reiche Heimatvertriebene in die anderen Bundesländer verteilt
wurden. Die Flensburger Kreisverwaltung klagte im Spätsom-
mer 1949 erstmals darüber, daß es zunehmend schwierig werde,
für die Heime in Steinberghaff und Eggebek noch genügend
Mädchen zu finden. Einhergehend mit der Gründung der Ju-
gendaufbauwerkemußte daher erstmals bei den Amtsverwaltun-
gen und Bürgermeistern für die neue Heimerziehung förmlich
geworben werden, zumal aus der Stadt Flensburg bereits genü-
gendAnträge vorlägen, die dem Kreis aus vornehmlich regional-
egoistischen Gründen nicht genehm waren. Es sei bedauerlich,
wenn diese Form der praktischen Sozialhilfe nicht gänzlich vom
Landkreisausgeschöpftwerden könnte,hieß es.Die Gemeinden
wurden daher aufgefordert, wenigstens vier Mädchen aus dem
Einzugsbereich zu benennen, die dann vom Jugendamt ausge-
wählt werden sollten. Besonders hingewiesen wurde in dem von
Syndikus und späteren Landrat Hartwig Schlegelberger verfaß-
ten Rundschreiben darauf, daß die Heime nunmehr auch
Mädcheneinheimischer Familien aufnehmen könnten und nicht
nur auf die Flüchtlingsjugend rekurriere. In erster Linie waren
dies zwar immer noch Kinder „ausFamilienmit schwierigen so-
zialen und wirtschaftlichen Verhältnissen...,also aus Familien,
wo vieleKindersind, wo derErnährerfehltodererwerbslos ist",
wie es hieß. Auch wenn sich der Charakter der Heimerziehung
für Mädchen kaum verändert hatte, wurde aber doch gesondert
darauf verwiesen, daß die Jugendheimstätten „keine Fürsorge-
oder Besserungsanstaltenfür verwahrloste oder schwer erzieh-
bare Jugendliche" mehr seien. Vordringlich gehe es darum, so
die Kreisverwaltung, „denJugendlichen eine Heimstatt zu geben
und sie an einem jugendgemäßen Gemeinschaftsleben teilhaben
zu lassen". Erziehung durch Arbeit jedoch war immer noch die
Maxime. Die jungen Leute sollten „in ein menschenwürdiges
Dasein tätigenSchaffens" zurückgeführt werden und „nachdem
Grundsatz der Freiwilligkeit wieder an geordnete Lebens- und
Arbeitsverhältnisse" gewöhntwerden.64

Im Kreis Flensburg wurdeangesichts der desolaten Unterbrin-
gung der Jugendaufbauwerke zudem die Grundsanierung bzw.
der völligeUmbau der genutzten Häuser geplant. Schon 1949
wurde dafür inTarp ein weiteres Heim für männliche Jugendli-

63 Vgl.:Amtsblatt für Schleswig-Hol-
stein 1950, Nr. 31, S. 348 ff. und Be-
richt (wie Anm. 49), S. 30 ff., passim
sowie die hierin abgedruckte Rede von
Pagel,S. 5 ff.
64 KA SL-FL D 18, Nr. 3 (Rund-
schreiben der Kreisverwaltung vom
6.6.1949).
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ehe eröffnet und das Jungarbeiterlager von Gelting 1950 nach
Harrislee (Berghof) verlegt. Erhebliche Nachfrageprobleme
führten balddazu,daß dieJungenheime inHarrislee undTarp so-
wie dasMädchenheiminEggebek bis 1955 ihren Betrieb einstel-
len mußten. Erhalten blieb nur das Heim in Steinberghaff, das
angesichts der zunehmenden Attraktivität des Fremdenverkehrs
1974 in die ehemalige Landwirtschaftliche Haushaltungsschule
in Glücksburg verlegt wurde, wo noch heute in der Regie des
Kreises Schleswig-Flensburgdas Jugendaufbauwerktätig ist.65

65 Hierzu: Schütz (wie Anm. 22), S
72, 85 und27.
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